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Inland. 


Berlin, den 9. Mal. Se. Majeſtät der König haben Allergnädigſt geruht: 
Dem Major Kries, Kommandeur des 2ten Bataillons (Jülich) 25ſten Land- 
wehr⸗Regiments, den Rothen Adler-Orden vierter Klaſſe zu verleihen. Dem Prä— 
ſidenten des Konſiſtoriums der Provinz Schleſten, Grafen zu Stolberg-Wer⸗ 
nigerode, bei der von ihm nachgeſuchten Verſetzung in den Ruheſtand den 
Charakter eines Wirklichen Geheimenraths mit dem Prädikat „Excellenz“ zu ver⸗ 
leihen. Den Land- und Stadtgerichts⸗Direktor und Kreis⸗Juſtizrath Ruffmann 
zu Labian zum Direktor des Landgerichts zu Königsberg in Preußen; und den 
Ober ⸗Landesgerichts-Aſſeſſor von Gizyeki zu Glogau zum Land- 180 Stadt 


gerichts⸗Rath daſelbſt zu ernennen; dem bei dem Land- und Stadtgerichte in Kott⸗ 


bus angeſtellten Ober⸗Landesgerichts⸗Aſſeſſor Ritter den Charakter als Land⸗ und 
Stadtgerichts⸗Rath; dem Stadtrichter und Patrimonialrichter Ritſchke zu Polk— 
witz den Charakter als Juſtizrath; dem Juſtiz⸗Kommiſſarius und Notarius Sat⸗ 


tig zu Glogau den Charakter als Juſtiz-Rath; dem Kriminalrichter Ern ſt zu 
Stendal den Charakter als Land- und Stadtgerichts-Rath und dem Land- und 


Stadtrichter Fahrenholz in Sandau, ſo wie dem Juſtiz-Kommiſſarius und No- 
tarius Herzbruch zu Burg, den Charaktet als Juſtiz-Rath zu verlerhen. 


Potsdam den 8. Mai. Nachdem am heutigen Tage Se. Königl. Hoheit 
der Prinz Albrecht, Sohn des Prinzen Albrecht von Preußen Königliche Hoheit, 
das zehnte Jahr erreicht hat, empfing der Prinz aus den Händen Sr. Majeſtät 
des Königs den Schwarzen Adler⸗Orden und das Patent als Seconde-Lieutenant 
im erſten Garde⸗Regiment zu Fuß. Bei der Wachtparade machten Se. Majeſtät 
dies Allerhöchſtſelbſt bekannt, und Se. Königl. Hoheit der Prinz meldete ſich hier— 
auf in dienſtlicher Form bei dem Kommandeur, den Stabs-Offizieren des Regi— 
ments und dem Chef der Leib⸗Kompagnie. 

Abends 8 Uhr war Konzert bei Hofe, wozu der General» Mufif- Direktor 
Meyerbeer, Madame Viardot-Garcia, die Sänger Ronzi und Monari und die 
Geſchwiſter Neinda aus Berlin berufen waren. 

f Berlin. — Die Beurtheilungen, welche die Preußiſche Thronrede 
im Journal des Dabats erfahren hat, haben in unſern höheren Kreiſen einen 
ſehr ungünſtigen Eindruck hervorgebracht und man hat fid nicht auf den Artikel 
in dem geſtrigen Blatte der Allg. Preuß. Ztg., welcher die etwas hämiſche Kritik 
der Debats mit gleicher Münze zu erwiedern verſuchte, befchränft: Wie wir aus 
guter Quelle gehört haben, hat der Minifter des Aeußern gegen den Franzöſiſchen 
Geſandten ſich lebhaft über die Ausfälle der Halboffiziellen Zeitung des Franzoͤſi⸗ 
ſchen Gouvernements beſchwert. Für den aufmerkſamen Beobachter iſt es von 
Bedeutung, dieſe feindſelige Haltung der Debats gegen das Preußiſche Kabinet 
% den Zuvorkommenheiten zu vergleichen, mit denen der Tuilerienhof ſich einer 
Pag Macht des Nordens zu nähern bemüht. Eine Allianz zwiſchen 
ſtand 9 Rußland iſt zwar ein fo unnatürlicher Akt, daß er nicht lange Be- 
äbrlichften Folge trotzdem bürfte auch eine nur vorübergehende Dauer die ge- 

ueber die weelbeſpednte pa, namentlich für Deutſchland haben. f 

5 ochene Declaration ſtändiſcher Rechte, worin man 
den Beginn eines Proteſtes erblicken will, iſt es unter den Deputirten der rheini⸗ 
ſchen Städte und Landgemeinden zu einer Art Spaltung gekommen, die hoffentlich 
eine bald vorübergehende fein wird. Ueber 40 Deputirte der Rheinprovinz haben 
nämlich aus ihrer Mitte ſich eigene Führer und Sprecher erwählt und den Män⸗ 
nern, die bisher dafür galten, wie Camphauſen, Beckerath und Hans 
ſemann, ihre besfallfige Erklärung abgegeben; letzterer hat ſcc mit Meviffen 
der Majorität ſchon wieder angeſchloſſen; Samppanfen von Köln ift aber, wie 
es ſcheint, in eine ſchwierige, weit verlaſſene Poſition gekommen; man ſpricht 
hier ſelbſt davon, daß der Kölniſche Stadtrath, welcher Herrn Camphauſen ge⸗ 


wählt hat, an ihn einen Brief mit der Bitte um Niederlegung ſeines Mandats 
richten wolle. Doch wuͤnſchten wir, daß das ein leeres Gerücht bliebe, weil der 
genannte Deputirte jedenfalls zu den befähigtſten Kapieitäten auf unferem Verei⸗ 
nigten Landtage gehört. a 

Durch die Folgen des Brandes, welcher kürzlich einen Theil der Stadt Bu⸗ 
chareſt zerſtörte, dürften auch Gewerbtreibende des Zollvereins nachtheilig berührt 
werden. Sollten dabei Betheiligte wünſchen, über den Stand der Dinge in Bu⸗ 
chareſt oder über die Verhältniſſe dort anſäſſiger Geſchäftsfreunde zuverläſſige Aus⸗ 
kunft zu erlangen, fo wird das Königl. Konſulat zu Buchareſt oder das Königl. 
General-Konſulat zu Jaſſy dieſelbe auf Erſuchen bereitwillig ertheilen. 

Stettin den 7. Mai. Heute früh traf hier das auf Rechnung unſerer 
Preußiſchen Poſtbehörde in London erbaute, ſchon mehrerwähnte Dampfſchiff der 
„Preußiſche Adler“ ein. Bekanntlich iſt daſſelbe zur Unterhaltung einer regelmä⸗ 
ßigen Verbindung zwiſchen hier und Petersburg beſtimmt. Es iſt nach Allem, 
was der Augenſchein lehrt, und wie auch die erſte Fahrt deſſelben beweiſt, ein 
in jeder Hinſicht wohlgelungenes Werk. Es hat 850 Tonnen Gehalt und eine 
Maſchinenkraft von ungefähr 300 Pferden. Die Fahrt von London nach Hel⸗ 
ſingör hat es in zwei und ſechszig Stunden die von Helſingör bis Swinemünde 
in zehn Stunden und in See, ſelbſt bei fontrairem Winde, ſechszehn Engl. Mei⸗ 
len pr. Stunde zurückgelegt. Der Preuß. Adler iſt nicht blos ein im Aeußern, 
ſondern auch ein im Innern prachtvolles Dampfſchiff, und wird in letzterer Hin⸗ 
ſicht nur von wenigen der bis jetzt erbauten Dampfſchiffe übertroffen werden. Man 
verſichert, daß er darin ſogar den als fo vorzüglich beſchriebenen Engliſch-Ame⸗ 
rikaniſchen Dampfſchiffen voranſtehe. Jedenfalls übertrifft er darin den früher in 
England erbauten Preuß. Adler, der wegen contractwidrigen Baues zurückgege⸗ 
ben werden mußte. Hauptſächlich brillant find der große Salon und die Da⸗ 
menkajüte. Er enthält feſte Schlafſtellen für 123 Paſſagiere und kann bis 250 
Tonnen Güter laden. 

Nach der Schnelligkeit auf der Fahrt hierher zu urtheilen, muß der Preuß. 
Adler den Weg nach Petersburg (Grouftadt) in noch kürzerer Zeit, als der Wla⸗ 
dimir zurücklegen, der nur etwa ſechs und ſechszig Stunden dazu braucht. 

Köln, den 4. Mai. (K. Z.) Geſtern ſtanden drei hieſige Bürger, — De» 
nuneirt, in einem Weinhauſe angeblich Schmähſchriften ausgegeben reſp. verleſen 
und verbreitet, und angeklagt, dadurch zu dem Verbrechen der Majeſtätsbe— 
leidigung durch daſſelbe vollendende Handlungen Beihülfe geleiſtet, wie auch 
das Verbrechen der Verbreitung aufrühreriſcher Schriften begangen zu haben, —- 
vor dem hieſigen Zuchtpolizeigerichte, deſſen Verhandlungen bei geſchloſſenen Thü⸗ 
ren ſtattfanden. Das Urtheil lautete freiſprechend. . 


Ausland. 


„ nd, 

Aus Norddeutſchland. — Die Deutſchen Höfe bezeigen ihre Theil⸗ 
nahme an dem Kummer über den Tod des Erzherzogs Karl durch die ge⸗ 
wöhnliche Hoftrauer. Was wird im Deutſchen Volke, was vor Allem in Deut⸗ 
ſchen Heeren geſchehen, um den Tod des Helden zu feiern, der den Ruhm der 
Deutſchen Waffen, der die Hoffnungen der Deutſchen Patrioten in den bedräng⸗ 
teten, Zeiten aufrecht erhielt, der allein in einer Zeit der Schmach und des Uns 
glücks auch den Feinden noch Achtung und Scheu, den vaterländiſchen Kriegern 
Zuverſicht und Vertrauen einflößte, der während der Aegyptiſchen Expedition 
Frankreich an den Rand des Untergangs brachte, der auch in Niederlagen noch 
Ruhm erwarb, der bei Aſpern ſiegte und noch bei Wagram nicht gebrochen ward 
und durch ſein ganzes Leben ein Freund des Volks, der Wahrheit, der edlen 
Menſchlichkeit und vor Allem des Deutſchen Vaterlandes war! Oder ſollten die 
Alle ſchon vor ihm hinüber fein, deten Bruſt einſt höher bei feinem Namen ge⸗ 
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ſchlagen? Und ſollte Deutſchland ein ſchlechteres Gedächtniß für feine Helden, 
ein ſtumpferes Gefühl für ſeine Volksehre haben, als Frankreich, als England, 
als ſelbſt Rußland hat? 

Von der Sächſiſchen Gränze. — Eine ſehr erfreuliche Erſcheinung 
war es und muß bei allen Achtſamen erhebenden Eindruck gemacht haben, daß 
bei der Verhandlung des Preußiſchen Landtags über das Verbot der Getreide— 
ausfuhr nicht nur keine Stimme laut wurde, welche einen Unterſchied zwiſchen 
Preußen und dem Zollvereine gemacht hätte, ſondern auch der Generaldirektor 
der Steuern, Geheimrath Kühne, jenen Vorſchlag ausdrücklich auf den Grund 
hin angriff, das dann Böhmen gegen das Königreich Sachſen ſperren würde. 
Ob man denn dem Erzgebirge dieſe Zufuhr entziehen wolle? fragte er. Das iſt 
nobel und deutſchſinnig und darf nicht vergeſſen werden. Wenn ſolche Geſinnun⸗ 
gen immer allgemeiner und nachhaltiger werden, fo iſt noch viel zu hoffen für 
Deutſchland. 

Ke.awtreicd. 

Paris, den 6. Mai. Das heutige Journal des Doͤbats eröffnet fein 
Blatt mit folgender Nachricht: „Man kennt die wichtigen und zahlreichen Dienſte, 
welche Herr Eynard ſeit zwanzig Jahren unabläſſig Griechenland, der Sache ſei⸗ 
ner Unabhängigkeit und ſeiner Regierung geleiſtet hat. Heute wird verſichert, 
daß der edelmüthige Freund der Griechen eine neue Probe von feiner unerſchöpfli— 
chen Hingebung für ſie abgelegt hat. Unterrichtet von der Demonſtration, welche 
die Engliſche Regierung gemacht, indem ſie drei Linienſchiffe abgeſchickt, um die 
Zinſen des fälligen Anleihe-Semeſters einzufordern, und daß die Griechiſche Ne: 
gierung in dieſem Augenblick nicht zu zahlen im Stande ſei, hätte Herr Eynard 
an den Chef des Kabinets Sr. Majeſtät König Otto's geſchrieben und ihm ange— 
zeigt, daß er, wenn England bei ſeinen Forderungen beharre, den Betrag des 
reklamirten Semeſters zur. Verfügung der Griechiſchen Regierung ſtellen wolle. 
Dieſe hochherzige Handlung erinnert uns daran, daß im Jahre 1829, in dem 
Augenblick, wo die Europaͤiſchen Mächte noch keinen Entſchluß in Betreff Grie— 
chenlands gefaßt hatten und ihm noch keine Hülfe gewährten, Herr Eynard dieſem 
Lande damals, ohne alle Bürgſchaft, eine Summe von 700,000 Fr. überſandte, 
die daſſelbe vor einer drohenden Kriſis bewahrte.“ 

Die Pairs⸗Kammer hat geſtern den Geſetz-Eutwurf über die Stellvertretung 
im Militairdienſt, nachdem derſelbe durch Amendemeuts fo umgeſtaltet war, daß 
er ein ganz anderes Geſetz als der urſprüngliche Entwurf geworden, ſchließlich mit 
116 gegen 40 Stimmen verworfen. — Die Deputirten-Kammer bewilligte 

die verlangten außerordentlichen Kredite für die Marine. 

Der Courrier francais will wiſſen, daß in einem vorgeſtern vor der 
Sitzung der Deputirten-Kammer gehaltenen Kabinetsrath beſchloſſen worden ſei, 
den Namen des General Cubières aus der Armeeliſte zu ſtreichen. 

Zwiſchen Herrn von Pommereur und dem Herzog von Vicenza hat ein Duell 
auf Säbel ſtattgefunden. in welchem Erſterer eine gefährliche Wunde dicht unter 
dem Herzen erhielt. Der Anlaß zu dem Zweikampf ſoll die Erklärung des Hrn. 
von Pommereur geweſen fein, daß er ſich der Aufnahme des Herzogs in den Jo⸗ 
kei⸗Klub widerſetzen müſſe, weil er niemals dem Sohn eines Mannes, der bei 
der Hinrichtung des Herzogs von Enghien betheiligt geweſen, ſeine Stimme geben 
könne. : 

Im Griechiſchen Geſandtſchafts⸗Hotel werden Auſtalten getroffen zum Em— 
pfang des neuen Geſchäftstragers, welchen König Otto für Paris ernannt hat 
und der demnächſt hier eintreffen ſoll. : 

Mit dem geftern in Havre eingetroffenen Dampfpaketboot „Le Tage,“ welches 
am 27. April von Liſſabon abgegangen iſt, hat man die neueſten Nachrichten 
aus Portugal erhalten. Sie ſprechen von dem höchſt betrübenden Stand der 
Dinge und von der äußerſten Noth in der Hauptſtadt; die Bank war fallit, ihre 
Papiere waren auf 50 Procent herabgeſunten. Ein von der Portugieſiſchen Re— 
gierung für 10,000 Pfd. St. erkauftes und neu von ihr ausgerüſtetes Engliſches 
Dampfſchiff war von den Juſurgenten am 21. April genommen worden, als es 
eben mit 10,000 Flinten und 40,000 Patronen in den Tajo einlaufen wollte. 
Eine Königliche Schaluppe erfuhr am 23. gleiches Schickſal. Am 27. April fing 
man an, ſchweres Geſchütz über den Fluß zu ſchaffen, um die Dampfſchiffe von 
der Küſte von Setubal zu entfernen, und das Bombardement von Liſſa⸗ 
bon beginnen zu können. Im Augenblick, da das dieſe Nachricht überbringende 
Dampfboot abfuhr, verſicherte man, die Königin habe zu Gunſten des Volks und 
der Junta Conceſſionen gemacht. Sa da Bandeira aber, der in Setubal 
commandirt, habe ſie abgelehnt. 8 

Der Gazette de Lyon zufolge iſt von allen Biſchöfen und Erzbiſchöfen Frank— 
reichs in dieſen Tagen eine feierliche Proteſtation gegen Hin. de Salvan— 
dy's Unterrichtsgeſetzentwurf zu erwarten. 

Die nach der Sahara beſtimmte Expedition unter dem Gen. Cavaignae ſoll 
nach einer Mittheilung aus Daya vom 10. April in der Semaine aus 6 Va⸗ 
taillons, 7 Escadrons und 2 Gebirgsbatterien, einfchließlich von 800 Arabiſchen 
Reitern gegen 5000 M. beſtehen. Sie nimmt für 50 Tage Lebensmittel mit 
und hat einen Train von 2000 Kameelen und vielen Maulthieren. Ihr folgt 
von Saidg eine zweite Colonne unter General Renaud von 4000 M. Beide 
ſollten am 12. April aufbrechen. 

po rt n 
Liſſabon, deu 27. April. Das nene Miniſterium, welches die Königin 
in Folge der Annahme der Engliſchen Vermittelung in dem Streite mit den Ins 
ſurgenten anzunehmen ſich veranlaßt geſehen hat, beſteht aus den Herren Bapard 


für die auswärtigen Angelegenheiten, Leitao für die Justiz, Proenſe für das 
Innere, Tojal für Finanzen und Marine und Baron da Ponte da Baru 
für den Krieg. Die angenommenen Bedingungen der Engliſchen Regierung wur⸗ 
den dem Inſurgenten-General Sa da Vandeira, welcher in Setubal befehligt 
und Liſſabon bereits mit einem Bombardement bebröhte, zugeferligt. Derſelbe 
hat indeß Alles mit der Bemerkung zurückgewieſen, daß er unter den Befehlen der 
Junta von Porto ſtehe und mit diefer verhandelt werden müſſen: 
Großbritannien und Irland. 

London den 4. Mai. Die Morniug-Poft widerſpricht dem Gerücht, 
daß der Graf Auckland ſeinen Poſten als erſter Lord der Admiralität mit dem eines 
Lord » Lientenants von Irland an Stelle des ſchwer erktnukten Lord Besborough 
vertauſchen werde. Lord Besborough's Befinden hat ſich übrigens in den letzten 
Tagen etwas gebeſſert, doch iſt keine Hoffnung zu feiner Wiederherſtellung vor- 
handen. 

Die geſtrigen Parlaments-Verhandlungen erhielten im Unterhauſe durch 
einen Antrag des Lord J. Manners in Bezug auf die Griechiſchen Angelegen⸗ 
heiten ein allgemeines Intereſſe. Es ſollte ein Bericht vorgelegt werden über die 
bis zum 1. Januar 1847 von England zur Deckung der Zinſen der Griechiſchen 
Anleihe gezahlten Geldſummen, ein Antrag, den Lord J. Manners durch Hin⸗ 
weiſung auf die in der Franzöſiſchen Deputirten-Kammer vorgekommenen Erklä⸗ 
rungen motivirte. Der Lord bezog ſich auf Hru. Guizot's vorjährige Aeußerun⸗ 
gen in der Deputirten-Kammer, ſo wie auf deſſen neueſte Rede über denſelben 
Gegenſtand und auf den Franzöſiſchen Kommiſſtonsbericht, in welchem die Politik 
der Franzöſiſchen Regierung in Griechenland ausdrücklich gebilligt und der Miniſter 
Kolettis ſehr gelobt wird. Eine ſolche Erklärung, meinte der Antragſteller, dürfte 
nicht unberückſichtigt vorübergehen, wiewohl ſeitdem durch die Art der Entfernung 
des Finanz-Miniſters Ponyropolos in Griechenland ſelbſt ein weniger ſchmeichel⸗ 
haftes Urtheil über das Miniſterium gefällt worden ſei, an deſſen Spitze Kolettis 
ſtehe. Man wiſſe aber, daß der Franzöſiſche Geſandte und der Franzöſiſche Kon⸗ 
ſul in Athen ganz offen und eingeſtandenermaaßen den entſchiedenſten Einfluß nicht 
nur auf die Griechiſche Regierung ſelbſt, ſondern auch auf die. Verhandlungen in 
der Griechiſchen Deputirtenkammer ausgeübt haben, und daher ſiei es zweckmäßig, 
eine Erklärung der Engliſchen Regierung zu provoziren, wodurch indeß kein Tadel 
gegen die bisher von Seiten Lord Palmerſton's befolgte Politik ausgeſprochen, 
noch derſelbe zu feindlichen Schritten gegen die Regierung des Königs Otto auf⸗ 
gefordert werden ſolle. Es werde durch den Antrag nur gezweckt, der Britiſchen 
Diplomatie dieſelbe moraliſche Unterſtützung zu geben, welche die Franzöſiſche 
Politik in der Franzöſiſchen Deputirten Kammer gefunden habe, und zugleich eine 
Antwort zu geben auf die Erklärung Guizots, dergemäß die Franzöſiſche Hegie- 
rung die von dem Comitéberichte der Deputirten⸗Kammer ausgeſprochenen Anſich⸗ 
ten als Richtſchnur ihres Handelns nach wie vor feſtzuhalten geſonnen iſt. Der 
Antrag wurde von dem Grafen von Arundel and Surrey unterſtützt, und 
Lord Palmerſton nahm darauf das Wort zur Erwiederung. 

Das Schiff „Exmouth“ mit 168 Auswanderern, von Londonderry nach 
Quebeck beſtimmt, iſt am 28. v. M. bei Islay total verunglückt; nur drei Ma⸗ 
troſen haben ſich gerettet. . 

Der Theater-Direktor Bunn hat ſeinen Prozeß gegen die Sängerin Jenng 
Lind bei dem Gerichtshof der Queens-Beuch anhängig gemacht. Die Verhand⸗ 
lungen finden jedoch erſt Mitte Juli ſtatt. 

Der Cconomiſt ſpricht ſich über die Geldlage dahin aus, daß die großen 


Verlegenheiten der letzten Woche mehr aus Mangel an Vertrauen, denn aus 


Mangel an Geld entſprungen ſeien. Uebrigens biete Alles jetzt Ausſicht auf Beſ⸗ 

ſerung, worauf die Maßregel der Ruſſiſchen Regierung auch von bedeutendem 

Einfluß ſein werde. Uebrigens ſei es gleichgültig, ob Rußland Geld oder dafür 

Ruſſiſches Getreide nach England ſende. N 
et. 

Der Allg. 31g. ſind aus Konſtantinopel vom 21. April ziemlich beru⸗ 
higende Berichte in Betreff des Zerwürfniſſes mit Griechenland zugegangen. Selbſt 
der Engliſche Geſandte ſchien zum Frieden rathende Juſtructionen erhalten zu ha⸗ 
ben. Daß Kalergis und ſeine Genoſſen auf den Joniſchen Inſeln an dem Erfolge 
ihres abenteurlichen Zuges bereits zu verzweifeln beginnen, wurde auch durch jene 
Nachrichten beſtätigt. t j 
Sriebenland, 

Berichte von den Joniſchen Infeln bringen die Nachricht, daß Kaler⸗ 
gis und Genoſſen, an dem Gelingen der gegen ihr eignes Vaterland beabſichtig⸗ 
ten Attentate verzweifelnd, auf dem Punkte ſtehen, alle weitern Verſuche aufzu⸗ 
geben, und ſich in ihrem Aerger dadurch entſchädigen, daß ſie über ihre Gönner 
weidlich ſchimpfen, ſich von ihuen verrathen und verlaſſen nennen und die Molle 
des Zuwartens auf beſſere Gelegenheit, auf die man fie verweiſen ſoll, als eine 
beleidigende Ironie verſchreien. Es hat ſich vielleicht nie auffallender als in die⸗ 
ſem Falle gezeigt, daß eine durch die öffentliche Meinung und die Zuſtimmung 
der eignen Nation unterſtützte Regierung keinen Feind zu fürchten braucht und 
ſelbſt auf die bedrohlichſten Umtriebe mit Verachtung herabſehen darf. 

Vermiſehte Nachrichten. | 

Poſen, den 11. Mai, Die zur Unterſuchung des am 29. April ſtattge⸗ 
habten Tumults beſtellte Commiſſion hat geſtern das erſte Urtel gegen drei 
Judividuen gefällt; — es lautet: a) gegen eine Perſon auf Verluſt der Natio⸗ 
nal⸗Kokarde, des Militair⸗Abzeichens, Verſetzung in die II. Kaffe des Soldaten 
ſtandes, 30 Stockſchläge und Smonatliche Einſtellung in eine Militair-Strafe 


Abthellung; b) gegen eine zweite neben den Ehrenſtrafen auf 3 Wochen Gefäng⸗ 


ulß; e) gegen die dritte auf 20 Peitſchenhiebe. 
Berlin. 
jetzt, ftatt der 


Ein Jeder der fogenannten Häuslinge des Arbeitshauſes erhält 
theueren Kartoffeln, als Nahrung täglich 8 Loth Reis in die 
Suppe, was mehr nährt und der Armen» Stadtfajfe billiger zu ſtehen kommt, als 
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die Kartoffeln. — Die jüngſt getroffene Maßregel, daß die Höfer ihre Einkäufe 


auf den Märkten nicht vor 11 Uhr Vormittags machen dürfen, erweiſt ſich den 


Hausfrauen ſchon in jeder Beziehung als ſehr nützlich, und läßt den Wunſch rege 
werden, daß dieſe weiſe Anordnung nicht nur bis zum 1. September d. I., ſon⸗ 
dern für immer fortbeſtehen möge. 


Stadttheater in Poſen. 
Donnerftag den 13. Mai. Letzte optiſche Vor⸗ 
ſtellung des Herrn Profeſſor Ludwig Döbler. — 
Vorher: Richards Wanderleben: Luſtſpiel in 
4 Akten. Nach dem Engliſchen von Keitel. 


nen Er ee 

Am 10ten d. M. Abends 64 Uhr ſtarb zu Mul⸗ 
latshaufen der hieſige Bürger und Bäckermeiſter 
Herr Gottlob Mullak, in einem Alter von 67 
Jahren. Dieſes wird anſtatt beſonderer Meldung 
Freunden und Verwandten hiermit ganz ergebenſt 
angezeigt. Die Beerdigung findet Donnerſtag den 
13ten d. M. Nachmittag um 5 Uhr ſtatt. 

Poſen, den 11. Mai 1847. 

Die Hinterbliebenen. 


Eben ift erſchienen und bei J. J. Heine in 
Poſen zu haben: 

Petrus und Paulus. Eine katholiſche Mo⸗ 
natsſchrift zunächſt für Berlin und den Delega⸗ 
tur⸗Vezirk. Unter Mitwirkung der katholiſchen 
Geiſtlichkeit in Berlin, der Delegatur und ans 
derer Diöceſen, herausgegeben und redigirt von 
J. R. Ruland, Kaplan zu St. Hedwig in 
Berlin. $ 

Dieſe Monatsſchrift erſcheint Anfangs jeden Mo⸗ 

nats in 3 Bogen gr. 4. und koſtet halbjährlich 15 
Sgr., durch die Poſt bezogen 20 Sgr. 
Rn 9 050 vier ene — April) find be⸗ 
its erſchienen, die Fortſetzung wi äßi = 
u 1015 Senat, 1 ird regelmäßig An 
Berlin, den 1. Mai 1847. . 
Aſchendorff'ſche Buchhandlung. 
Im Verlage von L. Weyl & Co. in Berlin 
iſt ſo eben erſchienen und in Poſen bei E. S. 
ittler zu haben: 


kickau's neu entdecktes Heil⸗ 


verfahren 
gegen Hämorrhoiden, Gicht, Lähmungen, 
Rheumatismus, Seropheln, Hypochon⸗ 
drie, Engbrüftigfeit, Krantheiten der Ge— 
ſchlechtstheile, Flechten, Ausſchläge, Merz 
curial⸗Siechthum und Knochen leiden ıc. als 
unfehlbahr bewährt und empfohlen durch Atteſte 
von Kranken, die durch dieſes Mittel ihre volle 
Geſundheit wieder erlangten, während ſie von allen 
Aerzten als unheilbar aufgegeben wurden. 

Der rühmlichſt bekannte Hr. Verfaſſer deponirt 

1000 Friedrichsd'or für denjenigen Arzt, der ihm 


dieſe an's Wunder grenzende Kuren nachmacht. — Preis 
10 Sgr. ö 


Unentbehrlich für Wirth und 

Miether. 

Rechte und Pflichten des Miethers und 
ermiethers, 


nebſt dem Prozeßverfahren nach dem Geſetz vom 
21. Juli 1846. und Beiſpielen ꝛc. 
von T. C. Daben, Königl. Kammergerichts⸗ 
Aſſeſſor. Ä 
Berlin 1847. Preis nur 6 Sgr. !! 
e 2 0 


Hülfe; Ruf 
Menſchenfreunde! Brandungluͤck hat abermals den 
biefigen Ort heimgeſucht; in der Nacht vom 4. zum 
5. Mal d. J. hat dies ſchreckliche Element grenzenlo⸗ 
eicher je gewuͤthet, die Verheerungen, welche es ange: 
ſind e üg, 101 Wohn: und Wirthſchaftsgebaͤude 
Menſchen N der gierigen Flamme geworden, 357 


alle ihre Hane 8 de eg, nadend und de eig d 


roß, das Eiend erſeh Aſche verwandelt, die 
8 Der groͤßere Thelt ber hc ade 
und zwiſchen den noch Dee Stadt if zu. Sieunde 
die Ungluͤcklichen, Huͤlfe und En Tri in 18 
Das mit dieſer Feuersbrunst über en 8. pre 
- bängte Unglück iſt um fo größer, je . 5 8 
die diesjaͤhrige Theuerung veranlaßte Be > na 
5 — Noth ee hieſigen armen Einwohnerschaft 

in ſchon laſtet. 

In ebe außerſten Bedraͤngniß giehe fi ch das 
unterzeichnete Comité genoͤthigt, die Mildehärigfei 
50 gend keit 
aller derer anzuſprechen, die dem Ungluͤcke unſerer 
Stadt mitleidige Theilnahme widmen, 


indem wir 


gleichzeitig um baldige Huͤlfsleiſtung, ſei es durch Geld: 
Beitrage, Kleidungsſtuͤcke oder Lebensmittel, ver: 
trauungsvoll bitten. 

Opalenica, den 6. Mai 1847. 
Das Comité zur Unterſtuͤtzung der hieſigen 

Ab gebrannten. 
Gabert, Badurski, v. Brykezynski, 
Buͤrgermeiſter. Probſt. Lieutenant a. D. 


Wir ſind ſehr gern bereit fuͤr die Abgebrannten zu 
Opalenica Beitraͤge anzunehmen. 

Poſen, den 11. Mai 1847. 
Die Zeitungs⸗Expedition von W. Decker & Enmp. 


Aufruf. i 

Hunderte von Familien von den Abgebrannten in 
Mur. Goslin ſind ihrer Habe beraubt, ſie campiren 
auf freiem Felde ohne Obdach, ohne Exiſtenzmittel; 
ihr Ungluͤck und Elend iſt herzergreifend. Poſen hat 
in den Tagen des Ungluͤcks fuͤr die Hamburger Ab⸗ 
gebrannten ſo reiche Gaben geſpendet, die Poſener 
Einwohner jeden Standes haben in juͤngſtverfloſſener 
Zeit ihren Wohlthaͤtigkeitsſinn fo oft und ſchoͤn bes 
währt, daß wohl zu erwarten ſteht, es werden ſich 
viele meiner geehrten Herren Mitbuͤrger gern mit mir 
vereinigen, um für dieſe ungluͤcklichen Nachbarn frei; 
willige Gaben zu fammeln. Wir leben aller: 
dings in ſehr bedraͤngten Zeiten, allein wer fühle 
nicht mit mir, daß hier Huͤlfe eine heilige Pflicht 
ei! L 
Gern bin ich bereit freiwillige Gaben anzunehmen 
und es liegt zu dieſem Behufe eine Liſte zum Zeich⸗ 
nen und reſp. Einzahlung bei mir aus. 

Poſen, am 12. Mai 1847. 

Ja c. Traͤger. 


Den umſichtsvollen Maßregeln, welche der hieſige 
Landrath, Herr v. Bärenſprung, gegen die raus 
benden Rotten am Sten d. Mts. traf, wie der aus⸗ 
gezeichneten Energie des Rittmeiſters Herrn v. Jahn 
verdanken wir nicht nur die Erhaltung unſeres Ei: 
genthums, ſondern gewiß Viele auch die Erhaltung 
ihrer Geſundheit, ja ihres Lebens. Ihrer Thatkraft 
gelang es augenblicklich, die Exceſſe zu hemmen und 
durch ihre unermüdete Wachſamkeit iſt die frühere 
Ruhe wieder hergeſtellt. Indem wir uns dieſen ed⸗ 
len Männern zum heißeſten Dank verpflichtet fühlen, 
hegen wir alleſammt den innigen Wunſch, uns noch 
lange ihrer ſchützenden Obhut zu erfreuen. 

Die Bewohner der Stadt Wreſchen. 


Stargard⸗Poſener 
Eiſenbahn. 


Nachdem die am Aten Mai c. ſtattgefundene Ge⸗ 
neral⸗Verſammlung unferer Geſellſchaft ſich für ins 
competent erklärt hat, haben wir zur Erledigung 
der derſelben vorliegenden Geſchäfte und Anträge, 
wie fie in der bereits vorgelegten Tagesordnung ſpe⸗ 
eifteirt find, eine neue ordentliche General-Ver⸗ 
ſammlung 

auf Donnerſtag den 10ten Juni c. Vor⸗ 

mittags 9 Uhr im biefigen Vörſenhauſe 
anberaumt, zu welcher wir die Herren Mitglieder 
unferer Gefellſchaft hiermit einladen. Zur Prüfung 
der ſtatutenmäßig zu führenden Legitimation werden 
Commiſſarien aus unſerer Mitte den 7ten, Sten 
und Iten Juni Vormittags von 9 bis 12 und Nach⸗ 
mittags von 4 bis 6 Uhr in dem Geſchäfts-Bureau 
der Geſellſchaft, große Domſtraße No. 792. gegen⸗ 


wärtig ſeyn, und zum Zeichen der geführten Legiti⸗ 


mation Eintrittskarten ausgeben, ohne deren Vor- 
zeigung weder die Verabfolgung der Stimmkarten, 
noch die Zulaſſung zum Eintritt in die Verſamm⸗ 
lung ſtattfindet. Wir müſſen die Herren Actionaire 
dringend erſuchen, ſich innerhalb der angegebenen 
Tage und Stunden zu legitimiren, da Späterkom⸗ 
mende es ſich lediglich ſelbſt zuzuſchreiben haben wer⸗ 
den, wenn fie nicht mehr berückſichtigt werden kön⸗ 
nen. Am Morgen des Verſammlungstages findet 
die Ausfertigung von Stimmkarten gar nicht mehr 
Statt. . j 

Die Quitlungs-Bogen, auf deren Produktion 
Stimmkarten verabfolgt werden — deren Depofition 
zu verlangen wir uns indeß vorbehalten, wo die Le⸗ 
gitimation ihrer Vorzeiger Bedenken erregt — wer⸗ 
den den Präſentanten mit einem Stempel verſehen, 
fofort zurückgegeben; auf Quittungsbogen, welche 


dieſen Stempel bereits tragen, werden keine Stimm⸗ 
zettel ausgereicht. a 
Stettin, den 7. Mai 1847. 


Der Verwaltungsrath. 
Heegewaldt. Müller. Arnold. 


Agrippina. 
See⸗, Fluß⸗ und Land⸗ Transport- Ver⸗ 
ſicherungs-Geſellſchaft 
zu Köln a/ R. 
Grund⸗Capital: Eine Million Thaler 
reuß. Courant. 

Nachdem uns von Seiten der Direktion der 
vorgenannten Geſellſchaft die Haupt- Agentur für 
Poſen übertragen worden, empfehlen wir dieſelbe 
als eine derjenigen Anſtalten für Verſicherungen ge⸗ 
gen die Gefahren des Transportes auf Strömen, 
Landſeen, Kanälen, Eiſenbahnen und auf gewöhn- 
lichen Landfrachtgeſchirren, welche in ſubjectiver und. 
objectiver Hinſicht die größeren Garantieen gewähren. 

In Betreff loyaler Regulirung von Havarieen 
wird ſie in Gewaͤhrung mäßiger Prämienſätze und 
eines angemeſſenen Rabatts hinter andern Geſell— 
ſchaften nicht zurückbleiben. 

Auch werden zur Erleichterung des Publikums 
General- und Abonnements-Polizen ertheilt. b 

Poſen, den 7. April 1847. 
D. L. Lubenau Wwe. K Sohn. 


e Die neue 1 8 
Pianoforte⸗Manufaktur 


von 
Carl Ecke, 

Bergſtraße No. 8. in Poſen, 
empfiehlt abermals neue Flügel- Pianofortes beſter 
Qualität mit halb Engliſcher, fo wie Wiener Me— 
chanik, wofür die ausgedehnteſte Garantie geleiſtet 
wird. Beim Kaufe werden auch alte, mindeſtens 
6oktavige Inſtrumente angenommen. 


Vom 6. Juni ab werden wieder 40 Stähre 
aus meiner bekannt edlen Vollblutheerde bei Mün⸗ 
ſterberg in Schleſten im Hötel de Saxe zu Poſen 
aufgeſtellt ſeyn, die ſich durch Wollreichthum bei 
hoher Feinheit, und durch treue Vererbung in der 
Provinz ſchon empfohlen haben. Auch find 100 Voll⸗ 
blut⸗Muttern mit ihren Lämmern zu haben, deren 
Wollproben bei mir einzuſehen ſind. 

A. von Chapuis. 


geld mit 4 Rihltn. an mich zu berichtigen. 
Pofen, den 10. Mai 1817. 
Samuel Weitz, 
Wronkerſtraße No. 4. 


Falls in dieſem Jahre der Wollmarkt auf dem Ka⸗ 
nonenplatze ſtattfindet, ſo offerire ich alle diejenigen 
Räume zu Wollniederlagen, welche in meinem an dem 
ſelben befindlichen neuen Haufe No. 139. in großer 
Anzahl zu dieſem Zwecke ſehr geeignet befunden wer⸗ 
den, zu billigen Miethspreiſen. Auch ſind die von 
det Straße zugänglichen Kellerräume dazu zu benuz⸗ 
zen und mit Wohnſtuben verſehen. Es können auch 
noch andere Wohnungs-Lokale im Hinterhauſe ab⸗ 
gelaſſen werden. 

Poſen, den 11. Mai 1847. 


C. Sohn: 


Das hierſelbſt auf der Poſener Straße sub No. 
58. belegene Wohnhaus nebſt Stallungen, einer 
Brauerei mit ſämmtlichen dazu gehörigen Utenfilien, 
einem dabei belegenen Obſtgarten und circa 50 Mor⸗ 
gen Land ift auf ſechs hintereinander folgende Jahre, 
und zwar vom 24ſten Juni 1847 bis dahin 1853 
aus freier Hand zu verpachten oder aber zu verkaufen. 

Die Pacht- reſp. Kaufbedingungen können jeder 
Zeit bei dem hieſigen Magiſtrate während der Amts⸗ 
ſtunden eingeſehen werden. 

Kurnik, den 13. April 1847. 


Eine Porthie alter Ziegel, ſo wie altet runder 
Dachſteine ſtehen bei mir zum Verkauf. 
Poſen, den 10. Mai 1847. 


D. Goldberg 


Zehnter Rechenſchafts⸗Bericht 
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Berliniſchen Lebens-Verſicherungs-Geſellſchaft. 
Der am 30ſten April d. J. in der General-Verſammlung der Actionairs der Berliniſchen Lebens⸗ 
Verſicherungs⸗Geſellſchaft vorgelegte, ſtatutenmaͤßig revidirte Rechnungs⸗Abſchluß für das Jahr 1846 hat 
abermals fo guͤnſtige Geſchaͤfts-Ergebniſſe nachgewieſen, daß für das Jahr 1851, in welchem der Weber: 
ſchuß des vergangenen Jahres zur Vertheilung gelangen wird, eine gleich guͤnſtige Dividende als die big: 


herige in Ausſicht ſteht. 


Es gingen 770 Verſicherungs-Antraͤge ein, zu dem Geſammtbetrage von 941,700 Thalern. Nach 
Abrechnung der nicht angenommenen, der durch Ablauf der Policen und anderweitig ausgeſchiedenen, ſo 


wie der verftorbenen Verſicherten — zuſammen 383 Perſonen mit 563,700 


Thalern Kapital — zeigte ſich 


am Schluſſe des Jahres 1846 gegen das Jahr 1845 ein reiner Zuwachs von 371 Perſonen mit 378,000 


Thalern. 


Die Todesfaͤlle belaufen ſich auf 126 Perſonen mit 130,100 Thalern. 


Am Schluſſe 1846 blieben 


6115 Perſonen mit Sieben Millonen 862,000 Thalern 


bei der Geſellſchaft verſichert. 


Das gegenwärtige Geſellſchafts-Vermoͤgen beträgt 2,062,961 Thaler 19 Sgr. 2 Pf. 


Der in dieſem Jahre zur Vertheilung kommende Ueberſchuß aus dem Jahre 


1842 gewaͤhrt fuͤr 


die in demſelben bei der Geſellſchaft auf Lebenszeit verſichert geweſenen Perſonen abermals eine Dividende 
von 147 pro Cent des Betrags der im Laufe deſſelben von ihnen bezahlten Prämien und wird ſtatuten— 


maͤßig auf die von jetzt ab 
baar gezahlt. 


ferner von ihnen zu zahlenden Praͤmien in Abrechnung gebracht, reſpective 


Wir koͤnnen jetzt mit voller Zufriedenheit auf die Reſultate der erſten 10 Jahre des Beſtehens des 
Inſtituts zuruͤckblicken und dürfen, von einem theilnehmenden Publikum unterſtuͤtzt, hinſichtlich der Grund— 
principien unſers Inſtituts durch gleichmaͤßige guͤnſtige Rechnungs-Abſchluͤſſe gerechtfertigt und von aus 


ßergewoͤhnlichen Unfaͤllen verſchont geblieben, das hoffnungsvolle 


ertrauen hegen, daß die Einrichtungen 


unſerer Geſellſchaft immer mehr und mehr Anklag finden werden bei Allen, welche durch Lebens Verſiche⸗ 
rungen eine thaͤtige Fuͤrſorge fuͤr ihre Familien ausuͤden wollen. n hei 
Die vergangenen Monate des gegenwärtigen Jahres zeigen den gewohnten guͤnſtigen Fortſchritt 


des Geſchaͤfts der Geſellſchaft. 
Berlin, den Sten Mai 1847. 


Direction der Berliniſchen Lebens-Verſicherungs-Geſellſchaft. 


C. W. Brofe. C. G. Brüftlein. 


F. M. Magnus. 


F. Lütcke. Direktoren. 
obeck. General⸗Agent. 


Vorſtehenden Rechenſchafts- Bericht bringen hierdurch zur oͤffentlichen Kenntniß, mit dem ergebenen 
Bemerken, daß Geſchaͤfts Programme unentgeltlich ausgegeben werden. l 


Poſen, den I2ten Mai 1847. 


Die Agenten der Berliniſchen Lebens⸗Verſicherungs⸗Geſellſchaft. 


Jac. Traͤger, in Poſen. 
Drewitz, Stadtkaͤmmerer in Rogaſen. 
A. Graͤtz, Buchhaͤndler in Koſten. 
A. L. Koͤhler, in Gneſen. 


Neue Coupons zu Polniſchen Pfand⸗ 


briefen beſorgt gegen billige Proviſion die 
Wechſelhandlung von 
Moritz K Hartwig Mamroth, 
Poſen, Markt No. 53. 
WOLLNIEDERLAGE 


zu vermiethen Wilhelmsstrasse No. 22. 
bei Julius Richter & Comp. 


Carl Tiesler, in Krotoſchin. 


Plate, Apotheker in Liſſa. 
Robert Puſch, in Rawicz. 
Rabſch, Apotheker in Pleſchen. 
Theodor Stockmar, in Wollſtein. 


Wollsackdrillich 


und 


Wollsackleinwand 


iſt zu billigen Preiſen in großer Auswahl vorräthig 
; in der 


Leinwandhandlung 


von 
J. A. Löwinsohn, 
Markt No. 84. 


Im Hötel de Saxe find große Wollniederlagen 
und bequeme Logis zu vermiethen. 
G. E. Roggen. 


Breslauerſtraße No. 4. 
ſind große Woll-Niederlagen zu vermiethen 


Wironkerſtraße No. 2. iſt eine bequeme Mittelwoh- 
nung und einige kleine Stuben von Johannis d. J. 
ab zu vermiethen von dem Eigenthümer des Hauſes. 


Breslauerſtraße No. 37. iſt im erſten Stock eine 
Wohnung, beſtehend aus 3 Stuben und Entree, 
desgleichen auf Zagorze No. 132. das ganze Wohn- 
gebäude nebſt Garten von Michaelis d. J. ab zu 
vermiethen. Freundt. 


Zu bevorstehender Wollſchur empfehle ich wieder— 
um meine als zweckmäßig anerkannte, nach Engli— 
ſchem Modell gearbeitete Schaaſſcheeren. 

A. Klug, Breslauerſtraße No. 3. 


Zu Wollzuchen und Säcken 
empfiehlt ganz ſchweren, feften, kernigen Dirillich 
und Sackleinwand S. Kantorowitz, 

Leinwandhändler, jetzt Markt No, 65. 
unweit der Neuenſtraße. 


Gute Wollſack⸗Drilliche, Schoch 
3 Thaler 10 Sgr. bis 4 Thaler, wie auch grobe 
Leinwand offerirt zu auffallend billigen Preiſen 


Michaelis Neuſtädter, 


Markt Nr. 44. im Hauſe des Kaufmann Herrn Gräßh. 


Das von der Madame J. Korzeniewska bis⸗ 
her geführte Putzwaaren-Geſchäft habe ich übernom⸗ 
men, und werde ich ſolches in dem bisher geführten 
Lokal fortſetzen. Ich habe das Lager mit neuen 
Vorräthen der modernſten Hüte und Hauben, ſo wie 
mit allen in dieſes Fach einſchlagenden Artikeln von 
der letzten Leipziger Meſſe aufs reichhaltigſte und 
geſchmackvollſte aſſortirt, und bin durch außerordent⸗ 
lich vortheilhafte Einkäufe in Stand geſetzt, die mo⸗ 
dernſten Gegenſtände zu auffallend billigen Preiſen 
zu verkaufen. 8 

Poſen, den 9. Mai 1847. 

J. M. Wolff, Schloßſtraße No. 5. 


Nach einer neuen Methode werden bei mir Blon— 
den gewaſchen, die durch die Wäſche nichts leiden, 
und Neuen ganz gleich werden. 

J. M. Wolff, Schloßſtraße No. 5. 


Papier⸗Tapeten in den neueſten Def: 
ſins empfiehlt zu den billigſten Preiſen 


— 
Hotel „Zum Bairiſchen Hof“ 


in Berlin, 
Charlottenſtraße No. 44., 
neben Hotel de Rome an den Linden. 
Ein Zimmer mit Bett in der Bel-Etage. . 1 
2 


dio. dto. „„ Aten - 

dto. dto. „ „ Sten 10 
ie mi 1 Bett mehr.. 10 » 
dito. mit Kabinet mehrt Dre 


Ein mäßiges Trinkgeld wird in Rechnung gebracht. 


Preiserhöhung des Grätzer Bieres. 
Bei den täglich ſteigenden Preiſen des Weizens 


können wir von heute ab, ohne Rückſicht darauf, 


daß ſchon früher Beſtellungen darauf gemacht find 
die Tonne des hieſtgen 2 
i Gräser Bieres a 
an Ort und Stelle nur für 5 Thaler liefern, 
Dies bringen wir hierdurch zur Kenntniß des hoch⸗ 
geehrten Publikums. 
Grätz, den 7. Mai 1847. 
5 Die Brauerei-Beſitzer 
H. Bibrowiez. Kloſe und Bähniſch. 


— 


JJ ͤ ĩ KK 
Friſchen Maitrank Es 
aus fo eben direct vom Rhein bezogenen ME 
friſchen Kräutern, fowie fein aufs Neue W 
aſſortirtes Lager der beliebteſten Rhein» und XS 
Moſelweine empfiehlt vs 

Fr. Klingenburg, 
Breslauer-Straße No. 37. 


5 = 
APFELSINEN ia 912 


verabfolgt das Dutzeud à 12 Sgr. 
6. Pincus, Wilhelmstrasse, Hotel de Dresde. 


Große Katharinenpflaumen, 
a 4 Sgr. pro Pfund, 
friſche fette Sahnkäſe, à 4 Sgr. pro Stück 
empfiehlt Iſidor Appel jun., 
; Waſſerſtraße Nro. 26. 
Friſchen Sahn-Käſe à 33 Sgr. 
pro Stück empfiehlt 
J. Appel, Wilhelmsſtr. Poſtſeite No. 9. 


Odeum. 
Hülſe in der Noth. 


Für die armen Abgebrannten der Stadt 


Murowana Goslin. "u 


Heute Mittwoch den 12ten Mai: 


Großes Gung'lſhes Konzert 


mit gefälliger Mitwirkung des Geſang⸗Vereins 
„Apollonia.“ 
5 Anfang 5 Uhr. 

Entrée à Perſon 24 Sgr. Ein Mehreres zu thun 
wird dem Wohlthätigkeitsgefuͤhl anheim geſtellt und 
an der Kaſſe, im Namen der Verunglückten mit 
Dank entgegengenommen. 

Um zahlreichen Beſuch bitten die Mitleidsfühlenden. 

Im Auftrage Bornhagen. 


Odeum. 
Donnerſtag den I3ten Mai: 


am Sie eee 
Gung'lſces Morgenkonzert. 


Anfang 54 Uhr. 
Entree a Perſon 23 Sgr. Das Programm wird 
im Lokale vertheilt und ladet ergebenſt ein 
Bornhagen. 


Großes Konzert in Urbanowo. 
Donn erſtag den 13. d. M., auf allgemeines 
Verlangen, großes Morgen Konzert in 
Urbanowo. Anfang zwiſchen 4 u. 5 Uhr früh. 
Entree für eine Familie 3 Sgr. und für eine Perſon 
1 Sgr. 6 Pf. 5 


Getreide⸗Marktpreiſe von Poſen, 
Preis 


den 10. Mai 1847. 
(Der Scheffel Preuß.) 


eigen d. Ochfl. zu 16 Me. —.— 1 
> dito e 4 1 4 sjıl 
A 2245 3] 34 

1 ü 11234 128011 
Buchweizen 212111 31 —— 
Erbſen d, en 4113) 9 4/22 3 
Kartoffeln .... ...| 2] 7 11 10— 
Heu, der Sir. zu 110 P., —| #2] 6, —| 27] 6 
Stroh, Schock zu 1200 Pf. Be x 15.— 


Butter das Faß zu 8 Pfd. 
1 (Hierzu zwei Beilagen.) 


„ 109. Erſte Beilage zur Zeitung für das Groß herzogthun Poſen. 


Landtags ⸗ Angelegenheiten. 


Sitzung des Vereinigten Landtages am 5. Mai. 


Kurie der drei Stände. 
(Schluß.) 

; Marſchall: Ich muß bei der Meinung verbleiben, daß eine allgemein 
zu ſtellende Frage nicht vorbereitet iſt. Sie wird bei der Verathung über 
das Reglement, welche nahe bevorſteht, vorkommen. Wird alsdann dem 
Marſchall die Entſcheidung über die Kompetenz nicht zugeſprochen, ſo bin ich 
damit außerordentlich zufrieden; es wird mir dadurch eine unangenehme Ver- 
pflichtung abgenommen. Ueberhaupt: je weiter das Reglement geſtellt iſt, je 
mehr Freiheiten es der Verſammlung überläßt, deſto leichter und bequemer 
iſt dies für den Vorfigenden Hier handelt es ſich aber nur um einen einzi⸗ 
gen Fall, für den ich die allerhöchſte Entſcheidung nachſuchen muß, ſofern 
die Verſammlung der Meinung iſt, daß meine Anſicht nicht die richtige ge— 
weſen; was übrigens das materielle der Sache betrifft, ſo wünſche ich aufrich— 
tig, daß ſie vollſtändig hier verhandelt werden könnte. Bei der Frageſtellung, 
wie ich ſie angekündigt habe, muß es bleiben. (Aufregung. Viele Stimmen 
durcheinander.) Ich frage zuerſt, zuerſt, ob gewüuſcht wird, daß ich zur 
Frageſtellung übergehe. Diejenigen, welche dafür find, bitte ich aufzuſtehen. 

(Bedeutende Majorität dafür.) Ich komme jetzt zur Frageſtellung ſelbſt und 
bemerke, daß diejenigen, die ſich dadurch eingeengt fühlen, weil fie die Peti—⸗ 
tion nicht vollſtändig kennen, immer dagegen ſtimmen können, fie werden mir 
überhaupt die Kompetenz abſprechen. (Mehrere Redner verlangen noch das 
Wort.) Ich kann Niemandem mehr das Wort geben, da wir jetzt in der 
Abſtimmung find; ich bitte den Herrn Sceretair, die Frage zu verleſen. 

Secretair Naumann (verlieft die Frage: »Iſt die Verſammlung der 
Meinung, ob der Marſchall den §. 26 a. unrichtig ausgelegt habe, indem 
derſelbe ſich nicht für befugt hielt, den in Frage ſtehenden Petitionsantrag 
anzunehmen?) s 

Marſchall: Diejenigen Herren, welche dafür ſtimmen, die alſo glau— 
ben, daß ich nicht im Recht bin, bitte ich aufzuſtehen. (Majorität für Bee 
jahung der Frage erhebt ſich.) Die Majorität hat die Frage bejaht, ich 
werde alſo die Allerhöchſte Entſcheidung nachſuchen. 8 

Abg. Camphauſen: Ich habe nur den Wunſch ausdrücken wollen, 
daß nunmehr der Marſchall die von ihm beabſichtigte Berufung noch nicht 
vornehme, ſondern, da die Verathung über das Geſchäfts-Reglement nahe 
bevorſteht, fo würde dieſe Frage mehr im Allgemeinen behandelt werden kön⸗ 
nen Die Verſammlung wird gewiß damit einverſtanden fein, daß der Mar- 
ſchall einſtweilen fortfahre, ſo zu handeln, wie er es nach ſeiner Ueberzeu— 
gung für richtig gehalten hat. (Viele Stimmen: Nein, Nein!) 

Marſchall: Ich glaube nicht, daß dies die Meinung der Verſamm— 
lung ſein wird, obgleich ich nichts dagegen habe. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich bin der Meinung, daß es dem 
Marſchall überlaſſen bleiben muß, die Inſtruktion einzuholen. 

Eine Stimme (vom Platz): Ich glaube, daß die Prämiſſen, die der 
Landtags-Marſchall geſtellt hat, ausgeführt werden müſſen. 

Abg. v. Beckerath: Auf die ſo eben geſchloſſene Verhandlung komme 
ich nur mit dem einzigen Worte zurück, daß die Berufung an Se. Majeftät 
nicht von der Verſammlung, ſondern lediglich von dem Herrn Marſchall 
ausgeht. 

Marſchall: Ja wohl! Ganz richtig! 

Abg. v. Beckerath: Meine Herren! Dem Herrn Vorſitzenden der 6ten 
Abtheilung, mit dem Referat über diejenigen Anträge beauftragt, die eine 
Reviſion des Zoll-Tarifs betreffen, hatte ich den Wunſch ausgedrückt, daß 
dieſer Abtheilung die Protokolle der letzten Karlsruher und Verliner Zoll— 
Konferenzen mitgetheilt werden möchten. Der Herr Vorſitzende der Abthei- 
lung hat die desfalls nöthigen Schritte bei dem Königlichen Herrn Kommiſ— 
ba gethan, und die Mittheilung wurde in Ausſicht geſtellt; fie ſcheint je— 
och im weiteren Verlauf auf Hinderniſſe geſtoßen zu ſein, und heute theilte 
der Herr Vorſitzende mir mit, daß ſie nicht erfolgen würde. Da aber zur 
Vorbereitung einer gründlichen Relation die Einſicht dieſer Protokolle nöthig 
iſt, da ferner die Protokolle der Zoll-Konferenzen, dem Vernehmen nach, auch 
anderen ſtändiſchen Verſammlungen, reſp. den betreffenden Deputationen, mit— 
getheilt zu werden pflegen, da endlich ſchon am ſiebenten rheiniſchen Landtage, 
der ebenfalls ſich mit Zoll⸗Angelegenheiten beſchäftigte, die Protokolle dama⸗ 
liger Konferenzen der betreffenden Deputation des Landtags mitgetheilt wor⸗ 
den ſind, und da doch dem Vereinigten Landtage gewiß nicht vorenthalten 
werden wird, was ſchon den Provinzial-Landtagen bewilligt worden, fo er= 
laube ich mir die Bitte auszuſprechen, daß der Königliche Herr Kommiſſar 
die Mittheilung dieſer Protokolle veranlaſſen wolle. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube, die Veſchwerde jedenfalls als 
eine voreilige bezeichnen zu müſſen. Es iſt allerdings der Antrag an mich 
geſtellt worden, die Vereins⸗Protokolle mitzutheilen. Ich habe denſelben dem 
Herrn Finanz⸗Miniſter abgegeben und mich geſtern Morgen mündlich gegen 
den Herrn Vorſitzenden der Abtheilung dahin geäußert, daß ich keine Schwie— 
Weid dabei einſehe, und glaube, daß die Protokolle unbedenklich mitgetheilt 

in würden. Geſtern Abend habe ich mit dem Herrn Finanz Miniſter 
2 5 Vercn genommen und erfahren, daß die Protokolle als ein Gemeingut 
Staaten nich auch den landſtändiſchen Verſammlungen der ſüddeutſchen 

Ber mitgetheilt ſeien, und, wo gegen dieſe Regel in einzelnen Fällen 
gefeh en, Reclamationen erhoben ſeien. Der Herr Finanz-Minifter hat 
verſprochen, das Nähere zu recherchiren. Damit nun jene meine vorläufige 
Aeußerung den Referenten nicht täuſchen möge, habe ich mich beeilt, dem 
Herrn Vorſitzenden über die veränderte Lage des Antrages privatim zu ſchrei⸗ 
ben, und mir die offizielle Mietheilung bis dahin vorbehalten, daß der Herr 
Finanz⸗Miniſter fh schriftlich geäußert haben würde. Ich glaube durch dieſe 
vorläufige Mittheilung nur eine Gefälligkeit erwieſen zu haben. Wenn eine 
definitive Antwort erfolgt fein wird und dann Reclamationen entſtehen möch⸗ 
ten, ſo würde ich mich darüber zu erklären haben. f 

Abg. Graf v. Renard: Ich beklage es, daß dies Gegenſtand einer öf⸗ 
ſentlichen Debatte geworden iſt. 


den 12. Mai 1847. 


Abg. v. Veckerath: Ich habe nur zu fagen, daß die mir gewordene 
Eröffnung eine definitive war und keinesweges als eine privative bezeichnet 
wurde. Der Vorſitzende der Abtheilung erklärt mir, daß die Mittheilung der 
Protokolle nicht erfolgen werde; ich hielt mich daher verpflichtet, den Gegen⸗ 
ſtand in der Verſammlung zur Sprache zu bringen. Mit derſelben Ent- 
ſchiedenheit, mit welcher der Königliche Herr Kommiſſarius zu meiner Ueber- 
raſchung eine Handlung als voreilig bezeichnet, bei welcher ich mich in der 
Ausübung meiner Pflicht befand, mit derſelben Entſchiedenheit weiſe ich dieſe 
Bezeichnung zurück. 

Landtags-Kommiſſar: Ich provozire auf den Brief, der eigenhändig 
geſchrieben wurde; wenn er nicht da ift, fo bitte ich, ihn morgen mitzubringen. 

Abg. v. Saucken: Meine Herren, ich habe mir geſtern erlaubt, als 
von dem Antrage der 130 und einigen Mitgliedern die Rede war, zu be- 
zeichnen, es werde der Weg eingeſchlagen, der auch von Seiten der Verwal- 
tung als der erwünſchte betrachtet werden könnte und volle Unterſtützung zu 
gewärtigen hätte. Dies wurde in Abrede geſtellt. Ich erlaube mir die ei⸗ 
genen Worte des Herrn Kommiſſarius anzuführen, die er bei Gelegenheit der 
Adreſſe gebraucht hat: (lieſt vor: „Wenn aber die hohe Verſammlung einen 
anderen beſſeren Weg zu bezeichnen vermag“ u ſ. w.) Ich habe den einge⸗ 
ſchlagenen nur dafür geeignet gehalten, um die Mißverſtändniſſe aufzuklären. 
Nur deshalb habe ich hier das Wort ergriffen, damit auf dieſe Weiſe eine 
Vereinbarung beider Geſetze herbeigeführk werde. Ich bedaure, daß der Herr 
Kommiſſar mich hierbei nicht unterſtützt hat. 

Landtags-Kommiſſar: Ich bin dem geehrten Redner ſehr dankbar 
dafür, daß er die Worte citirt, auf welche er ſich geſtern berief. Als ich ihm 
geſtern erwiederte, hatte ich nicht anders verſtanden, als daß er den von dem 
Abgeordneten von Weſtphalen und angeblich 137 anderen Mitgliedern ein⸗ 
geſchlagenen Weg für denjenigen erachtet habe, welchen ich ſelbſt der Ver— 
ſammlung als den geeigneten empfohlen hätte. Dem habe ich widerſprochen und 
widerſpreche ihm mit Beſtimmtheit noch heute. Die angeführten Worte mei⸗ 
ner früheren Acußerung betrafen einen ſpeziellen Fall, den Fall der Kriegs⸗ 
ſchuld in Nothfällen. Ich habe damals die Vorſchrift des Geſetzes als den⸗ 
jenigen Ausweg in dem Dilemma zwiſchen dem Geſetze vom 17. Januar 1820 
und der Sorge für die Erhaltung des Vaterlandes bezeichnet, welchen das 
Gouvernement für den geeigneten gehalten habe. Wüßte die Verſammlung 
einen anderen beſſeren Weg vorzuſchlagen (fügte ich hinzu), ſo würde das 
Gouvernement ihn gern ergreifen. Dieſe Worte bezeichne ich heute noch als 
ganz den Anſichten des Gouvernements entſprechend. Ja, ich gehe weiter 
und beſchränke ſie nicht auf den ſpeziellen Fall, ſondern geſtatte gern ihre 
Anwendung auf alle andere angebliche Differenzen zwiſchen der älteren nnd 
neueren Geſetzgebung. Der Weg aber, der hier eingeſchlagen iſt, iſt nicht 
der Weg der Petition, nicht over der Bitte um Aufklärung, nicht der Weg 
der Verſtändigung, ſondern der Weg der Proteſtation, und ich habe ihn nie 
als den geeigneten bezeichnet, ſondern bezeichne ihn als einen ſolchen, der we— 
der in dem Geſetz, noch in dem Reglement vorgeſehen iſt. Nur ungern habe 
ich mich zu dieſer Aeußerung genöthigt geſehen. 

Abg. v. Auerswald: Ich proteſtire gegen den von dem Herrn Land⸗ 
tags⸗Kommiſſar unſerem Antrage beigelegten Sinn; ich habe nicht dieſen Sinn 
damit verbunden. Jeder iſt der Ausleger ſeiner Worte. (Große Aufregung.) 

Abg. v. Saucken: Der Herr Kommiſſar hat eben erklärt, daß die 
Worte, die ich mir erlaubt habe vorzuleſen, ſich auf einen ſpeziellen Fall be⸗ 
ziehen. Ich erlaube mir zu bemerken, daß dieſer Fall auch in der geſtern 
abgegebenen Erklärung von 137 Mitgliedern des Landtags enthalten iſt, und 
wenn der Herr Kommiſſar dieſe für einen Proteſt erklärt, ich ihm nicht das 
Recht zuerkenne, daß feine Worte dem Schriſſtück eine andere Bedeutung uns 
terlegen können. Ich gehöre nicht zu den Unterzeichnern, geſtehe jedoch, daß 
ich dem Sinne nach beitrete; ich halte den Weg nicht für einen ſolchen, 
wie er von dem Herrn Landtags-Kommiſſar bezeichnet iſt, ſondern für einen 
Weg der Vereinbarung, der Prüfung der verſchiedenen früheren und heute 
erlaſſenen Geſetze, und ich bin der Meinung, daß wir auf dieſem Wege zu 
zu unſerer eigenen Beruhigung die gewünſchte Ausgleichung erreichen können. 

Landtangs⸗Kommiſſar: Ich wünſche, daß die Verſammlung einen 
ruhigeren Charakter annehmen möge! Sollte der vorgeſchlagene Weg nicht 
der des Proteſtes, ſondern der Weg der Verſtändigung ſein, ſo würde es der⸗ 
jenige ſein, den auch ich nur wünſchen, den ich der Verſammlung nur emp⸗ 
fehlen kann, und der der Allerhöchſten Intention vollkommen entſpricht. In 
dem Augenblick alſo, wo der Herr Antragſteller dieſe Erklärung abgegeben, 
befinden wir uns ganz im Einverſtändniß mit einander. Meines Erachtens 
war jedoch dieſer Weg der Verſtändigung, den Se. Majeſtät vorgezeichnet 
haben, vollſtändig angebahnt, che die Schrift der 137 Mitglieder eingegeben 
wurde, denn alle die darin aufgeführten angeblichen Zweifel zwiſchen älteren 
und neueren Geſetzgebungen ſind im Wege der Petition eingeleitet und liegen 
alle der Verſammlung zur Beſchlußnahme darüber vor, ob. Se. Majeſtät ge⸗ 
beten werden ſolle, die Geſetze zu ändern. Wenn aber in der jetzigen Ein⸗ 
gabe durchaus kein Autrag enthalten iſt auf Abänderung dieſer Beſtimmun⸗ 
gen, wenn fe nichts weiter enthält, als die Aufzählung dieſer angeblichen 
Verſchiedenheit und die Erklärung: wir ſind der Anſicht, daß zwiſchen den 
älteren und neueren Geſetzgebungen keine Uebercinſtimmung vorhanden, fei, 
wir halten die ältere Geſetzgebung in den Punkten der Abweichung für rechts⸗ 
gültig und verlangen, daß dieſe Anſicht durch die hohe Kurie zum Beſchluß 
erhoben und zu Protokoll niedergelegt werden ſoll, — ſo frage ich, ob das 
ein Weg der Verſtändigung oder ein Weg des Proteſtes iſt? Ich gebe ihn 
Proteſtation genannt, wiſſen Sie einen glimflicheren Ausdruck dafür? Gern 
will ich ihn einen Weg der Wahrung nennen. Nach meiner Meinung ift 
es kein Weg, der überhaupt zu etwas führt, denn in dem Augenblick der 
Beſchlußnahme wäre ja die ganze Verhandlung geſchloſſen. Iſt es aber die 
Meinung der Herren, die dieſe Schrift abgefaßt haben, daß es dennoch ein 
Weg zur Verſtändigung ſei, fo acceptire ich dies mit der größten Freude. 

Abg. Milde: Ich habe von dieſem Orte aus mich auf das allerener⸗ 
giſchſte verwahren wollen, daß das Schrifiſtück, welches ich mit zu unter⸗ 
zeichnen die Ehre hatte, eine Proteſtation von Seiten des Königlichen Kom⸗ 
miſſars genannt worden ift. Ich erkläre daſſelbe vielmehr für eine Declara⸗ 
tion und zwar des Rechtszuſtandes, wie er in uns lebt und uns zugehört. 
Ich habe von der Rednerbühne herab bei der Adreßdebatte darauf hingewieſen, 
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daß das vorgeſchlagene Amendement ein höchſt gefährliches wäre, weil daſſelbe 
von Zahlen, gegenüber der Krone, ſprach und mithin nicht die poſttive Ge⸗ 
ſinnüng der Verſammlung in ihrer Totalität ausſprach. Es iſt alſo die ganze 
Sache herbeigezogen worden, indem wir uns auf etwas ganz Vages einge⸗ 
laſſen haben. Ich bin der Meinung, daß, wenn wir mit unſeren Geſchäften 
vorangehen ſollen, wir auch die Rechte wahren müſſen, die uns inhäriren. 
Ich kann nicht um Rechte bitten, die ich bereits beſitze und die mein eigen 
ſind. Ich will mich aber auch denen anſchließen, die den Weg nehmen 
wollen, Interpretation Allerhöchſten Orts in Bezug auf die Geſetzgebung vom 
3. Februar zu erbitten. Ich will mein Gewiſſen wahren, und zwar, weil dies 
das iſt, worin der König und der letzte Unterthan ganz gleich ſtehen; ich will dem 
König treu fein in Allem, was er mir befiehlt, mögen auch Fälle vorkommen, 
wo ich gehorchen muß wider meine Ueberzeugung; aber nie werde ich mich 
dazu verstehen, meine freie Mitwirkung zu irgend etwas herzugeben, wo mein 
Gewiſſen tangirt wird. Dann kommt der Fall, wo zwiſchen meinem König 
und mir ein Golt als Richter eintritt, und mit dieſem höchſten Richter zu 
gehen iſt das Recht, glaube ich, auf das jeder ehrliche Mann beſtehen muß. 
Dies vorausgeſchickt, habe ich dieſe Declaration unterſchreiben müſſen, weil 
ich ſte für den einzigen Weg anſehe, auf dem wir zu einer gedeihlichen Lö— 
ſung der Frage kommen können, die uns zumeiſt beſchäftigt. Gehen wir den 
Weg der Petition, dann zwingen wir die Krone ſich zu erklären; wir aber 
wollen die Krone nicht zwingen und zumal in der nächſten Zukunft, nachdem 
wir die Königliche Botſchaft auf unſere Adreſſe kaum empfangen, über orga⸗ 
niſche Beſtimmungen in der Patentgeſetzgebung vom 3. Februar ſich ſchon 
jetzt auszuſprechen. Unſer Wunſch geht vielmehr dahin, daß man in Bezug 
auf dieſe uns erlaſſe, ſolche Akte vorzunehmen, bei denen ich und die, welche 
mit mir gleich denken, nach meiner früher gegebenen Erklärung nicht mitwir— 
ken können. Wir hoffen, indem wir in unferer gegenwärtigen Thätigkeit als 
Reichsſtände vorangehen, man uns erlaſſen wird, das Geſetz in ſeinem ganzen 
Umfang zur Ausfuhrung bringen zu helfen. Wer haben in Preußen Prä- 
cedenzfälle, Geſetze die halb ausgeführt find, halb nicht und darum in ihrem 
ausgeführten Theil doch ſegensreich und vortrefflich ſind. Wir müſſen der 
Krone freie Hand laſſen und ſie nicht durch Petitionen drängen; darum iſt 
der Weg der Declaratlon gerade der einzige, der zu einer wahren chrlichen 
Verſtändigung zwiſchen den Ständen und der Krone allein führen kann 

Abg. Tſchocke: Meine Herren! Auch ich gehöre zu denen, welche die 
weitere Ausdehnung der Verwahrung, die in der Adreſſe angedeutet worden 
iſt, unterſchrieben haben . . .. (Stürmiſcher Lärm in der Verſammlung und 
mehrmaliges Läuten der Glocke des Landtags-Marſchalls.) Meine Herren! 
Dieſe vier bis fünf Quadratſuß wo ich ſtehe haben Se. Maj. der König der 
Redefreiheit gewidmet, und ich muß bitten, dieſe Redefreiheit, welche Se. Ma— 
jeſtät einem jeden Mitgliede von uns gewährt hat, nicht zu ſtören. Auch ich 
gehöre, ſage ich, zu den Unterzeichnern der weiteren Ausführung der in der 
Adreſſe angedeuteten Verwahrung, und ich kann nicht leugnen, daß, wenn ich 
geſtern ſchweigend mich verhielt, ich nicht minder tief empfunden habe, als 
diejenigen, welche ſich darüber geäußert haben. Ich muß mich den beiden 
Rednern aus Preußen und Poſen anſchließen; ich kann die Eingabe nicht für 
eine Proteſtation anfchen; ich halte aber dafür, daß durch eine weitere Aus⸗ 
führung der Verwahrung weder ein Recht von unſerer Seite, noch auch die 
Ehrfurcht vor der Krone verletzt werde Ich halte dieſe Ausführung für 
nothwendig. Ich will nicht, meine Herren, daß die hohe Stände-Verſamm— 
lung eine verdeckte Stellung der Regierung gegenüber einnehme. Se. Ma— 
jeſtät der König hat ſich gegen uns ſo offen und vertrauensvoll ausgeſprochen, 
wie ein Fürſt gegen ſein Volk es nur thun kann: ich frage Sie, fordert nicht 
dieſes Vertrauen, gebietet nicht die Pflicht, unſerem allverehrten Könige und 
Herrn gegenüber, gebietet es endlich nicht die Pflicht denen gegenüber, die 
wir vertreten, Ihm, unſerem Könige, die vollkommen gleiche Offenheit und 
Aufrichtigkeit an den Tag zu legen? Deswegen habe ich geſtern tief beklagt, 
daß nicht mit einer Abkürzung von mehreren Stunden die Sache zur Bera—⸗ 
thung an die Abtheilung gekommen iſt. Das ſind die Gründe, warum ich 
mich den gennanten Herren anſchließen muß. 

Eine Stimme: Ich verlange nochmals die Tagesordnung und bitte, 
darüber abſtimmen zu laßen. (Viele Stimmen verlangen die Tagesordnung, 
und es ſteigert ſich abermals der Lärm in der Verſammlung.) 

Marſchall: Ich muß bemerken, daß der Abgeordnete von Vincke ſich 
eigentlich ſchon früher gemeldet hat, als der letzte Redner, und daß er alſo 
das Recht zu ſprechen hat. 

Abg. v. Vincke: Ich glaube, daß ich wohl die Vefugniß für mich in 
Anſpruch nehmen darf, zu reden, weil der Herr Landtags-Marſchall mir 
geſtern die Frage vorgelegt hat, wie die weitere Behandlung unſerer Erklä— 
rung erfolgen ſolle, und zwar wurde mir dieſe Frage vorgelegt, weil ich die 
Eingabe zufällig zuerſt unterzeichnete. Daher glaube ich, das Recht noch in 
Anſpruch nehmen zu dürfen, einige Worte zu bemerken. Ich bin weit ent- 
fernt, den Rednern vor mir zu folgen und in das Materielle mich einzulaſſen. 
Ich wollte mir nur drei formelle Bemerkungen gegen den Herrn Landtages 
Kommiſſar erlauben Wenn er ſagt, daß wir zu einer ruhigen Verathung 
zurückkommen und hier Ruhe verwalten laſſen möchten, ſo ſtimme ich dem 
bei, muß aber bemerken, daß die erſte Aufgeregtheit in der Perſon des Herrn 
Landtags⸗Kommiſſars ſelbſt ſtattgeſunden hat. (Starkes Murren in der Ber: 
ſammlung) Die erſten aufgeregten Worte find von dem Herrn Landtags⸗ 
Kommiſſar ausgegangen, ich berufe mich auf das Zeugniß der Verſammlung, 
und ich habe das Recht, dieſe Thalſache zu konſtatiren. Dann kann ich ferner 
dem Hrn Landtags-Kommiſſar nicht das Recht zugeſtehen, in das Materielle des 
Antrags einzugehn, ehe dieſer der Verſammlung bekannt it Der Antrag, 
worüber immer gesprochen und debattirt wird, iſt der Verſammlug noch gar 
nicht bekannt, und ich geſtehe dem Herrn Regierungs-Kommiſſar nicht das 
Recht zu, über eine Sache zu debattiren, die nicht bekannt iſt, und Stellen 
aus dem Zuſammenhange herauszureißen und fie hier vorzutragen. Das 
nenne ich reglementswidrig. Wenn endlich von dem Herrn Kommiſſar geſagt 
worden iſt, den Weg, den wir betreten haben, ſei in dem Geſetze nicht vor⸗ 
geſchrieben, ſo habe ich das ſchon geſtern zugegeben; aber wir haben nicht 
allein die Pflicht, das zu erfüllen, was in dem Geſetze vorgeſchrieben ift, ſondern 
wir befinden uns auch innerhalb des Geſetzes, ſo lange wir nicht gegen das 
Geſetz handeln, und ich bitte, mir nachzuweiſen, wann wir gegen das Geſetz 
gehandelt haben. Auch die Adreß⸗Debatte iſt in dem Geſetze nicht vorge⸗ 


Wahl-Verſammlung entweder beſtätigt oder verwirft. 


ſchrieben, und dennoch iſt ſie erfolgt; vier hundert vier und achtzig Mitgliedet 
dieſer hohen Verſammlung haben die Adreſſe votirt und darunter auch die 
Prinzen des Königlichen Hauſes. Wenn alſo die Adreß-Debatte ein im 
Geſetze nicht vorgeſchriebener Weg war, ſo war es doch ein geſetzlicher. 
Landtags-Kommiſſar: Ich habe die gegen mich gerichteten Angriffe 
nur kurz zu beantworten. Der erſte ging dahin, daß ich zuerſt heftig ge⸗ 
worden ſei. Dann habe ich mich ſelbſt zur Ruhe ermahnt, und ich will dieſen 
Angriff auf ſich beruhen laſſen. Der zweite betraf, wenn ich nicht irre, den 
Umſtand, daß ich in das Materielle des Inhaltes der Schrift eingegangen 
ſei. Die von den 137 Perſonen unterzeichnete Schrift iſt hier vollſtändig vor- 
geleſen worden... (Viele Stimmen: Nein, Rein!) 
Die von den 137 Perſonen unterzeichnete Schrift iſt hier vollſtändig 
vorgeleſen worden... (Noch lauterer Ruf: Nein, Nein 90 
Marſchall: Ich muß um Ruhe bitten. 
Landtags-Kommiſſar: Ich glaube nicht, mich darin zu irren, und 
berufe mich auf den Herrn Seeretair. ’ . 
Marſchall: Ich muß ſagen, daß ich allerdings den Herrn Secretair 
ſelbſt gebeten habe, die unterzeichnete Schrift vorzuleſen; die Beilage iſt aber 
nicht vorgeleſen worden. (Abermaliges Lärmen in der Verſammlung.) 
Eine Stimme: Nur das Handſchreiben iſt vorgeleſen worden. 
Landtags⸗Kommiſſar: Ich wiederhole nochmals, daß die von 137 
Herren unterzeichnete Schrift hier vollſtändig vorgeleſen worden iſt. .“ 
(Abermaliger Ruf: Nein, Nein!) 
und das, worauf ich im Weſentlichen hingewieſen, iſt in dieſer vorgeleſenen 
Schrift enthalten. Denn worauf habe ich hingewieſen? Darauf, daß in 
jener Schrift der Antrag enthalten fei, daß die Nechtsverwahrung in Betreff 
der Differenz der älteren Geſetzgebung gegen gewiſſe Beſtimmungen der neuen 
durch die hohe Kurie zum Beſchluſſe erhoben und fo ins Protokoll eingetragen 
werden ſoll. Darin beſteht der Antrag, ſo weit mein Gedächtniß reicht, und 
darauf habe ich mich berufen. Nur inſoweit bin ich allerdings darüber hinaus⸗ 
gegangen, als ich geſagt, das Alles, was Materielles in der Eingabe ent⸗ 
halten ſei, der hohen Kurie durch die eingereichten Petitionen vollſtändig vor⸗ 
liege, denn die materielle Specification iſt allerdings in der nicht vorgeleſenen, 
aber auch nicht unterſchriebenen Beilage enthalten. Habe ich in dieſem Punkte 
über etwas geſprochen, was die hohe Verſammlung nicht kennt, ſo iſt dies 
durch die unerwartete Debatte herbeigeführt; einen weſentlichen Vorwurf 
erkenne ich darin nicht. Ein drüter Angriff endlich — ich erinnere mich def⸗ 
ſelben augenblicklich nicht; will der geehrte Abgeordnete ihn wiederholen, ſo 
werde ich auch darauf antworten können. — Da keine Antwort erfolgt, ſo 
nehme ich an, daß er aufgegeben iſt. 
Abg. Freiherr v. Vincke: Ich will die Debatte nicht verlängern, habe 
auch nicht Veranlaſſung, etwas zu wiederholen, was ich geſagt habe. (Mit 
ſtürmiſchem Rufe wird die Tagesordnung von vielen Mitgliedern verlangt 
Abg. v. Auerswaldd: Ich bitte, noch bemerken zu dürfen, daß ich 
Mehreres von dem, was der Herr Landtags-Kommiſſar geſagt hat, durchaus 
nicht als richtig anerkennen kann. Ich bin aber weit entfernt, in dieſer 
Stunde, wo die Sache nicht zur Verhandlung gehört, weiter darauf eingehen 
zu wollen. 
Marſchall: Da werden wir denn zur Tagesordnung übergehen, und 
ich bitte den Herrn Referenten, ſeinen Platz einzunehmen. 
Referent Graf Stoſch: In dem vorliegenden Entwurfe 
bis zu dem Paſſus 9, 10 und 11 des . III. gelangt. 
»Dieſe Entſcheidung unterliegt der Beſtätigung des 
dem Provinzialstandtage den Angeſchuldigten vertritt, wenn a) es ſich um 
Ausſchließung von dem Provinzial⸗Landtage handelt, b) der Angeſchuldigte 
binnen 1 Wochen, nachdem ihm die Entſcheidung infinuirt worden, Einwen⸗ 
dungen dagegen bei dem Ober-Präſidenten anbringt, c) die Verſammlung 
welche die Einleitung des Verfahrens beſchloſſen hat, ſich bei dem Anſpruch 
nicht beruhigen zu wollen erklärt. Werden hierbei neue Thatſachen von Er— 
heblichkeit angeführt, fo wird die Inſtruction unter Leitung eines von Unſe⸗ 
rem Juſtiz-Miniſter dazu beſtimmten Obergerichts-Präſidenten einem Juſtiz⸗ 
Beamten aufgetragen. Die geſchloſſenen Akten werden hiernächſt dem Provin⸗ 
zial⸗Landtags-Marſchall zugeſtellt. Dieſer ernennt beim nächſten Zuſammen⸗ 
treten des Landtages einen Referenten, welcher dem Stande des Angeklagten 
angehört. Sodann beruft der Landtags-Marſchall unter feinem Vorſitze diefen 
Stand als Ehrengericht zuſammen, welches nach Anhörung des Referenten 
und vorgängiger Verathung durch Stimmen⸗Mehrheit die Entſcheidung der 
Bei dieſem Ausſpruch 
bilden alſo die Vor: 


ſind wir geſtern 
Dieſer Paſſus heißt: 
Standes, welcher auf 


hat es fein Bewenden.«“ Die Paſſus 9, 10 und 11 
ſchrifſen der Appellation. »Hierbei würde von einem Mitgliede der begut- 
achtenden Abtheilung hervorgehoben: daß das Weſen des Geſchwornengerichts 
recht eigentlich darin beruhe, daß daſſelbe ein Ueberzeugungsgericht von Stan⸗ 
des⸗Genoſſen, daß daher von demſelben keine weitere Verufung, noch weniger 
aber, nach geſprochenem Urtheil, eine Verſchärfung eintreten könne, daß dem⸗ 
zufolge das von den Wählern gefällte Urtheil als ein rechtskräftiges gelten 
müfle, und daß ven demſelben keine weitere Berufung zuläſſig ſei. Zur 
näheren Motivirung wurden als ſich aufdringende Zweifel hervorgehoben: 
wie es in der Appellation zu halten, wenn ein bereits verfammelter Landtag 
eines feiner Milglleder wegen Beſcholtenheit auszuſchließen ſich veranlaßt 
finde? (auf welchen Fall S. 4. der Motive hingewieſen wird); da doch un⸗ 
möglich dem Landtage, welcher als Ankläger aufgetreten, der Aueſpruch in 
zweiter Inſtanz zuſtehen könne; ob es ferner nicht als Härte gelten müſſe, 
daß, wenn beide Inſtanzen verſchiedener Anſicht geweſen, die Wähler den 
Angeſchuldigten für unbeſcholten erachteten, derſelbe dagegen von den Standes- 
genoſſen des Landtages für beſcholten erklärt worden, es bei dieſem Ausſpruch 
— ohne die Möglichkeit der Appellation — fein Vewenden behalten ſolle? 
Hiergegen ward jedoch geltend gemacht: daß ein weiterer Kreis von Richtern 
eine größere Bürgſchaft der Unparteilichkeit gewähre; daß bei einer geringen 
Anzahl der Wähler, wie ſolche mitunter vorfindlich, perſönliche Rückſichten, 
Leidenſchaft, Intrigue ꝛc. auf das Urtheil einwirkend werden könnten; daß 
in den Kreis-Ordnungen für Schleſten und die weſtlichen Provinzen eine ſolche 
zweite Inſtanz bereits angeordnet ſei; daß ſich eine Wahlverſammlung nicht 
leicht in die Lage bringen werde, ihrem Ausſpruche, daß Jemand für unbe⸗ 
ſcholten zu erachten, die Beſtätigung verſagt zu ſehen, eine zweite Inſtanz 
alſo eine größere Bürgſchaft gewähre, daß bei Fällung des Urtheils leiden⸗ 
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ſchaftslos und vorſichtig verfahren werde; daß es ſowohl der Verſammlung, 
welche die Anklage beſchloſſen, als dem Angeklagten zuſtehen müſſe, gegen 
ein gefälltes Urtheil nochmals ihre Bedenken und etwa noch ermittelte That⸗ 
ſachen einer abermaligen Beurtheilung zu unterwerfen; daß den Vertretern 
eines Standes in größeren Verſammlungen die Befugniß nicht zu verfagen, 
ein Mitglied aus ihrer Mitte zu entfernen, welches ſie für beſcholten erachten, 
daß demzufolge das Urtheil der Wähler nicht abſolut bindend ſein könne; 
und wurde den bezüglichen Beſtimmungen des Entwurfes aus obigen Grün⸗ 
den mit 11 gegen 1 Stimmen beigepflichtet. 
änderung beſchloſſen: Wenn nämlich Paſſus 9 mit den Worten eingeleitet 
wird: »dieſe Entſcheidung unterliegt der Beſtätigung des Standes, welcher 
auf dem Provinzial⸗Landtage den Angeſchuldigten vertritt,« fo iſt nicht die 
Beſtätigung das Kriterium einer zweiten Inſtanz, ſondern die Entſchei— 
dung, da das Wort »Beſtätigung« nach dem bisherigen geſetzlichen Sinne 
(Kriminal⸗Ordnung §§. 508. 512. 513.), nicht ſowohl eine zweite Inſtanz, 
als eine Sanction der von einer unzureichend kompetenten Behörde gefällten 
Entſcheidung bedeutet. Ferner iſt nicht abzuſehen, warum die Appellation 
nur dann zuläſſig fein folle, wenn (bei a.) die Ausſchließung von dem Pro⸗ 
vinzial⸗Landtage erfolgt iſt, da eine Ausſchließung von dem Kreistage oder 
dem Kommual⸗Landtage als eine nicht geringe bürgerliche Herabſetzung be— 
trachtet werden muß, und dürfte demzufolge Paſſusa. zu elidiren ſein. Bei 


Paſſus c. wurde befunden, daß hinter dem Worte »ſiche einzuſchalten fei:- 


bei ihrer nächſten Verſammlung; um die Möglichkeit, daß ein gefälltes Ur⸗ 
theil verſchärft werden könne, nicht in weite Ferne verlegen zu können. Zu 
Paſſus II wurde hervorgehoben, daß es ſich bei der zweiten Inſtanz nicht 
allein um ein Verwerfen, ſondern auch um ein Entſcheiden handle; es alſo 
am Schluß dieſes Paſſus heißen möge: durch Stimmenmehrheit über den 
Ausſpruch der Wahlverſammlung in letzter Inſtanz entſcheidet; womit die 
Schlußworte wegfallen würden: „Bei dieſem Ausſpruch hat es fein Vewen⸗ 
den. « Dies iſt die Anſicht der großen Majorität. Es dürfte alſo nur zu 
erörtern fein, ob die zweite Inſtanz überhaupt zuläſſig fei. 8 

Marſchall: Wünſcht Jemand das Wort über die Frage, ob die Ap⸗ 

pellation zuläſſig fei? f 2 
bg. Herbertz: Ich möchte mich vor allen Dingen nicht dafür aus⸗ 

ſprechen, daß der Antrag auf Beſtätigung der erſten Entſcheidung von der 

klagenden Verſammlung ausgehen ſoll. 5 

Abg. Freiherr v. Manteuffel: Es iſt hier ein Amendement dahin ge= 
ſtellt worden, man möchte die Appellattons⸗Inſtanz lediglich zu Gunſten des 
Angeſchuldigten ſtehen laſſen, man möchte ader der Verſammlung, die ſeine 
Ehrenhaftigkeit in Frage geſtellt hat, nicht die Befugniß einräumen, zu ag⸗ 
graviren. Es ſcheint mir bedenklich, auf dieſen Vorſchlag einzugehen. 

Marſchall: Ich muß bemerken, daß dieſes Amendement gar nicht an⸗ 
gemeldet worden iſt und ich alſo nicht fragen kann, ob es Unterſtützung findet. 

Abg. Freiherr v. Manteuffel: Da enthalte ich mich eines weiteren 
Eingehens auf das Amendement und führe nur an, daß doch die Appella⸗ 
tions⸗Inſtanz ſtattfinden möge 10 N 

Abg. Meviſſen: Der Geſetz⸗-Entwurf ſcheint mir an der Stelle, die 
augenblicklich zur Berathung vorliegt, mit der Idee im Widerſpruch zu ſtehen, 
die überhaupt dem Geſchwornengerichte unterliegt. Das Gerſchwornengericht 
urtheilt nach Ueberzeugung, es iſt an keine feſien Kriterien gebunden. Ich 
muß mich dagegen erklären, daß gegen das Weſen des Geſchwornengrichts 
eine entgegengeſeßte Ueberzeugung einer zweiten Inſtanz zu ſeinem Nachtheile 
entſcheiden könne. 

Abg v. Saucken (Tarputſchen): Ich wollte mir erlauben, aufmerkſam 
zu machen, ob nicht Bedenken vorliegen, dieſe Fälle, von welchen wir jetzt 
ſprechen, noch einer weiteren Berurkheilung des Landtags vorzulegen. Ich 
glaube, wir haben vielfache Gelegenheit gehabt und Alles aufgeboten, um 
Jeden in ſeinen Rechten zu ſichern; aber ich glaube auch, daß wir von der 
anderen Seite die Verpflichtung haben, Alles zu vermeiden, was Gelegenheit 
darbieten könnte, Jemand in dieſe Verſammlung zu bringen, gegen den auch 
nur ein Stand Vedenken haben könnte. Ich muß die Anſicht aufſtellen, daß 
— ohne die Provinzial-Landtage zu untergraben — alle Stände es thun 
müſſen. Ich kann nur bedauern, daß in der letzten Verſammlung ein Mit⸗ 
glied aus der Mark, das zugleich in dem Miniſterlum angeſtellt iſt, die Ve⸗ 
merkung machte, wir ſeien Stände, wir vertreten hier nur einzelne Stände. 
Ich muß geſtehen, ich begreife das nicht. Ich weiß, daß die einzelnen Stände 
uns wählen, aber damit hat es auch fein Ende. Ich finde in dem Geſetze 
ausgedrückt, daß wir uns nicht als einzelne Stände bewegen dürfen. Ja, 
das Geſetz ſpricht ſogar aus, daß jede Verbindung, in welcher wir mit unſe⸗ 
ren Wählern ſtanden, aufgehoben ſei. Wir dürfen nicht Aufträge annehmen, 
wir müſſen Alles im eigenen Namen thun. Meine Herren! Ich muß dar⸗ 
auf aufinerkſam machen, daß es nicht im Willen des Geſetzgebers gelegen hat, 
daß wir hier Stände vertreten ſollen; denn die Gerechtigkeit waltet auf uns 
erem Throne, und Unrecht wäre es, wenn Jeder ſeinen Stand vertreten, 
wenn die Ritterſchaft allein die doppelte Zahl in die Waage legen wollte. 

ch glaube auch, daß dies auch in doppelter Hinſicht geſchehen iſt, im Ver⸗ 
trauen auf die ritterliche Geſinnung, daß Jeder es als ſeine Pflicht erkenne, 
für die Bedrückten und Benachtheiligten überhaupt aufzutreten. (Bravo.) 
Denn wie? Sind wir nicht in der Lage, zu erklären, daß, wenn wir Stände 
vertreten ſollen wir ſowohl den Stand der Städte als der Landgemeinden 
allmälig überflügeln und zu Boden werfen könnten? Es iſt nicht geſchehen 
und W nie geſchehen, weil die ehrenwerthe Geſinnung entgegentritt. Meine 
Herren! Ich ſpreche eg aus, und Viele werden mit mir die Anſicht theilen; 
fo wie mein Fuß dieſen Saal betritt, vergeſſe ich, weſſen Standes ich bin, 
welche Verhältniſſe ich zu vertreten habe, ja, ich gehe noch weiter, ich fühle 
mich nicht mehr als Mleglied einer Provinz, ich fühle mich berufen, die hei⸗ 
ligſten Intereſſen des Vaterlandes allein hier zu vertreten, zu bewahren, und 
ich habe den innigſten Wunſch, daß wir hier niemals mehr von der Vertre⸗ 
tung einzelner Stände, wozu wir verpflichtet fein follen, zur Betrübniß Vieler 
etwas hören möchten. (Lebhafter Beifall.) 

Abg. Graf v. Schwerin: Ich habe, als ich vorhin das Wort hatte, 
mich zurückgezogen, weil ich glaubte, wir ſtänden noch an der Frage, ob die 
Appellation zuläſſig ſei. Jetzt hat ein Abgeordneter aus der Provinz Preu⸗ 
ßen einen Antrag geſtellt, den ich ſelber ſtellen wollte. Ich wollte ihn dahin 
ſtellen, daß der Paragraph alſo gefaßt würde: »Die Entſcheidung unterliegt 


Dagegen wurde folgende Ab- 


Inſtanz find, bitte ich aufzuſtehen. 


dem Provinzial-Landtage, wenn ꝛc.« Ich weiß zur Begründung dieſes An⸗ 
trags kaum etwas dem hinzuzuſetzen, was der frühere Redner ausgeführt, 
glaube vielmehr, ich würde der Sache nur Schaden thun, wenn ich noch fer- 
ner etwas zur Motivirung ſagen wollte; ich beſchränke mich daher darauf, 
zu erklären, daß mir der Abgeordnete ganz aus der Seele geſprochen und ich 
ihm vollkommen beitrete. 5 

Landtags-Kommiſſar: Es iſt von einem geehrten Mitgliede aus 
der Provinz Preußen mit hochherzigen Worten hervorgehoben worden, daß 
er, und er zweifle nicht, viele Mitglieder der Verſammlung, indem ſie dieſen 
Saal beträten, vergäßen, wes Standesſſie ſeien, welcher Provinz fie angehörten, 
indem ſie nur die Pflicht und den Beruf fühlten, die Intereſſen des gemeinſa⸗ 
men Vaterlandes hier zu vertreten, ja, indem ſie den Beruf fühlten, da, 
wo es ſich um Standes- und Provinzial-Intereſſen handle, eher die Intereſ⸗ 
ſen eines anderen Standes, einer anderen Provinz wahrzunehmen, als die 
eigenen. Ich erkenne dieſe hochherzige Geſinnung in vollem Maße an und 


wünſche, daß ſie allen Mitgliedern der hohen Stände-Verſammiung angehöre. 


Wenn aber hieraus ein Angriff gegen die Beſtimmung des Geſetzes gemacht 
wird, daß in der Appellations⸗Inſtanz nicht der Provinztal-Landtag, ſondern 
der betreffende Stand des Provinzial-Landtags urtheilen ſoll, ſo habe ich 
hierauf zu erwidern, daß dieſer Theil des Geſetzvorſchlages auf dem Grund⸗ 
ſatze baſirt iſt, den ich bereits bei der Einführung des Geſetzes hervorgehoben 
habe, auf dem Grundſatz, daß die Urtheile Urtheile der Standesgenoſſen, ju- 
dicia parium, ſein ſollen. Nur im Intereſſe dieſer Konſequenz iſt die Ap⸗ 
pellations-⸗Inſtanz auch an den betreffenden Stand des Provinzial-Landtages 
gewieſen worden. Die Regierung legt aber auf dieſe Beſtimmung keinen an⸗ 
deren Werth als eben den der Konfequenz. Dieſelbe erkennt vollkommen an, 
daß der Provinzialstandtag in feiner Totalität ein mindeſtens eben fo guter 
Richter über die Integrität eines jeden einzelnen Mitgliedes deſſelben fei, es 
möge dem einen oder dem anderen Stande angehören, als die Genoſſen des 
Standes. Sollte daher die Majorität der hohen Verſammlung die Appella⸗ 
tions⸗Inſtanz lieber an den Provinzial-⸗Landtag als an den einzelnen Stand 
deſſelben verweiſen wollen, ſo glaube ich, ich ſage, ſo glaube ich, daß 
ſeitens des Gouvernements dagegen nichts nichts zu erinnern ſein würde. 
(Ruf zur Abſtimmung.) 

Abg. Jachmann: Ich habe nur das unterſtützen wollen, was ſchon 

geſagt worden iſt. i 
(Der Ruf zur Abſtimmung wird immer lauter und dringender.) 

Marſchall: Wir kommen zuerſt zur Abſtimmung über die allgemeine 
Frage, ob überhaupt eine Appellation ſtattfinden ſoll, und ich bitte den Herrn 
Secretair, die Frage zu verleſen. 

Secretair Naumann: Die Frage wird ſein: 
genehmigt werden? 

Marſchall: Diejenigen, 


ſoll die zweite Inſtanz 


welche für die Genehmigung einer zweiten 
Die Frage wird mit überwiegender Mas 
jorität genehmigt.) 

Secretair Naumann: Die zweite Frage würde ſein: 
ſammte Provinzial⸗Landtag die zweite Inſtanz bilden? ˖ . 

Marſchall: Das Gegentheil davon iſt, daß der einzelne Stand die 
zweite Inſtanz bilde. Alſo: ſoll der ganze Provinzial⸗Landtag die zweite 
Inſtanz bilden? (Die Frage wird von mehr als 3 der Mitglieder genehmigt.) 
Der Herr Referent wird ſeinen Vortrag fortſetzen, wir kommen auf einen 
anderen Punkt. 

Referent Graf Stoſch: Von der Abtheilung ſind noch folgende Ver⸗ 
änderungen in Vorſchlag gebracht worden. Nämlich bei Paſſus 9 heißt es: 
»Dieſe Entſcheidung unterliegt der Beſtätigung des Standes, welcher auf 
dem Provinzial⸗Landtage den Angeſchuldigten vertritt.« Das Kriterium der 
zweiten Inſtanz ift nicht die Beſtätigung, ſondern nach unſerem gerichtlichen 
Gebrauche die Entſcheidung. Nach unſerem Prozeß-Verfahren iſt nämlich in 
den §§. 508, 512, 513 nicht ſowohl die zweite Inſtanz in Bezug auf das 
Beſtätigungsrecht gemeint, und richtiger würde gefagt fein, wenn man fagte: 
»Entſcheidung.« N 

a Es will mir feinen, als ob dies nur eine Faſſungs⸗ 
ſache ſei, und über die wir weggehen können. 

Referent Graf Stoſch: Ferner iſt nicht abzuſehen, warum die Appel⸗ 
lation nur dann zuläſſig ſein ſoll, wenn die Ausſchließung von dem Provin⸗ 
zial⸗Landtage erfolgt iſt, da die Ausſchließung von den Kommunal- und 
Kreistagen von gleicher bürgerlicher Wichtigkeit iſt, wie bei den . 
Landtagen. Uebrigens ſteht dieſe Appellation der Kreistage an die rovinzial⸗ 
Landtage ſchon in drei Provinzen geſetzlich feſt, in Weſtphalen, Schleſien 
und dem Rheinlande. Die Abtheilung iſt der Anſicht, daß der Paſſus a. hier 
ganz zu elidiren ſei. Es handelt ſich überhaupt von der Ausſchließung aus 
jeder ſtändiſchen Verſammlung. 

Marſchall: Verlangt Jemand das Wort hierüber? — Iſt Jemand 
gegen dieſen Vorſchlag? — (Es erhebt ſich Niemand dagegen.) Demnach 
iſt dieſer Vorſchlag einſtimmig angenommen. . 

Referent Graf Stoſch: Bei c. wurde von der Abtheilung gefunden, 
daß hinter dem Worte »ſich« einzuſchalten fei: »Bei ihrer nächſten Ver⸗ 
fammlung«, damit dieſe Sachen ſofort zur Erledigung gelangen mögen. 

5 Marigall: Die Frage iſt dahin zu ſtellen: ob Paſſus c. ganz weg⸗ 
allen ſolle? { 

Referent Graf Stoſch: Ich würde es doch für ſehr bendenklich halten, 
daß, wenn eine Verfammlung Jemanden als beſcholten aus der Verſamm⸗ 
lung weiſen weiſen will und in der erſten Verſammlung wenige Wähler, wie 
wir gehört haben, ſagen: »Der Mann iſt beſcholten«, — fie durch die zweite 
Inſtanz gezwungen werden können, ihn in ihre Mitte aufzunehmen. 

Landtags -Kommiffar: Ich kann die Behauptung nicht anerken⸗ 
nen, daß durch die Veränderung des Beſchluſſes geboten ſei, dieſen Punkt 
wegzulaſſen. Der Fall iſt allerdings möglich, daß die vorläuſige Meinung 
über die Beſcholtenheit einer Perſon einem Provinzial⸗Landtage vorgetragen 
wird, daß, nachdem er die allgemeinen Umſtände gehört, er erklärt hat: 
Wir ſind der Meinung, daß der Mann zur Unterſuchung gezogen werden 
müſſe. Damit hat der Provinzial⸗Landtag kein Urtheil, ſondern nur ſeine 
Meinung dahin ausgeſprochen, daß Unterſuchung eingeleitet werden ſoll. 
Wird der Veſcholtene von dem vielleicht ſehr kleinen Kreiſe ſeiner Wähler 
für wirklich unbeſcholten erklärt, ſo kann ich durchaus kein Uebel darin fin⸗ 


ſoll der ge⸗ 
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den, wenn derſelbe aus 60 bis 100 Perſonen beſtehende Landtag in zwei⸗ 
ter Inſtanz darüber entſcheidet, ob er wirklich beſcholten oder unbeſcholten ſei. 

Abg. v. Beckerath: Ich möchte der Anſicht des Herrn Landtags-Kom⸗ 
miſſars Folgendes entgegenſtellen. In jeder politiſchen Verſammlung entſte— 
hen Parteien. Es iſt der Fall nicht undenkbar, daß die augenblicklich herr⸗ 
ſchende Partei gern die Gelegenheit ergreifen würde, ein Mitglied der ande⸗ 
ren Partei, welches ihr mißliebig iſt, zu entfernen. Meine Herren, wir ſollen 
hier den Beirath zu einem äußerſt wichtigen Geſetze geben; es iſt nöthig, daß 
wir den Standpunkt der ſtrengſten Gerechtigkeit einnehmen und auch jenen 
Fall vorſehen. Er iſt vorgeſehen, wenn die Verſammlung nur das Recht 
hat, das betreffende Mitglied in Anklageſtand zu ſetzen, wenn aber die Wäh⸗ 
ler das Recht der Entſcheidung haben, und nur in dem Falle, daß der An⸗ 
geklagte ſich durch dieſe verletzt fühlt, wieder an die Verſammlung zurückge⸗ 
gangen werden kann. Ich ſchließe mich dem dahin zielenden Antrage an. 

(Mehrfacher Ruf: Abſtimmung, Abſtimmung!) 

Secretair Naumann: Ich glaube, daß das Amendement, wie es ge— 
ſtellt worden iſt, wohl Unterſtützung verdient. Es iſt freilich wahr, mitunter 
kommen kleine Verſammlungen von Wählern zuſammen, und es wird ihnen 
eine große Macht verliehen. Aber was den kleinen Verſammlungen entgegen⸗ 
geſetzt wird, darf noch nicht den größeren entgegengeſetzt werden Prinzipiell 
muß meines Erachtens feſtgehalten werden, daß die Wähler über die Ehren⸗ 
haftigkeit und Qualification ihrer Abgeordneten entſcheiden. Möglich, daß fie 
ſich irren, in Parteien zerfallen und Manches außer Acht laſſen, was wohl 
in Acht genommen werden muß. Aber Parteien finden ſich in jeder größeren 
Verſammlung, und ich bitte, das Wort: Partei, nicht für fo ſchlimm und 
gefährlich zu halten. Gleichgeſinnte halten ſich zuſammen. Dies nenne ich 
Partei, und es iſt nicht recht, mit dem Worte Partei einen unliebſamen Ne⸗ 
benbegriff zu verbinden. Ein geehrtes Mitglied aus Preußen hat gefagt: 
Wir geben Geſetze für die Gegenwart, zeigen ſte ſich ſchlecht, ſo können ſie 
geändert werden. Ich gebe dies zu, es iſt allerdings wahr; aber wenn ich 
das erſte Geſetz zu erlaſſen habe, fo halte ich mich an das Prinzip. Ich 
ſtelle das Prinzip voran, die Wähler entſcheiden zu laſſen. Zeigt ſich dieſes 
Prinzip nicht ausreichend, dann wollen wir ändern, nicht aber umgekehrt 
jetzt weiter gehen und ſagen: Den Gewählten ſoll dies Recht zuſtehen. 
Denn, meine Herren, das Aendern des Geſetzes iſt dann bei weitem ſchwerer. 

(Ruf nach Abſtimmung.) 

Marſchall: Hiernach ſteht zu fragen, ob Litt. c. ſtehen bleiben oder 
wegfallen ſoll. Litt. c. heißt: »c. Die Verſammlung, welche die Einleitung 
des Verfahrens beſchloſſen hat, ſich bei ihrer nächſten Verſammlung bei dem 
Ausſpruche nicht beruhigen zu wollen erklärt.« Es fragt ſich, ob dieſer Paſ⸗ 
ſus ſtehen blelben fol? Diejenigen, welche dafür find, bitte ich auſzuſtehen. 

Er iſt mit überwiegender Majorität angenommen worden. 5 
5 Abg. Hanſemann: Nachdem die Verſammlung beſchloſſen hat, daß 
Litt. c. ſtehen bleiben ſoll, nehme ich eines von den Amendements auf, die 
ich früher angemeldet habe. Es iſt aufmerkſam darauf gemacht worden, daß 


es unzweckmäßig ſei, wenn die nämliche Verſammlung, welche die Anklage. 
auch demnächſt die Entſcheidung über die Anklage zu treffen 
Sie wer⸗ 


erhoben hat, 
habe. Sie haben entſchieden, daß dies allerdings geſchehen könne. . 
den daher gewiß, wie ich hoffe, dem Vorſchlage allgemein zuſtimmen, daß, 
im Falle die Verſammlung in Folge der Veſtimmung von Litt. c. zu ent 
ſcheiden hat, alsdann die Verurtheilung nur ſtattfinden kann, wenn drei 
Viertheile der Mitglieder der Geſammtzahl dieſer Verſammlung ſich dafür 
ausſprechen. Sie behalten dann die nämlche Verſammlung bei, vermehren 
aber die Zahl derjenigen, welche ſich auszuſprechen haben. Sie bleiben ſich 
konſequent, geben aber diejenigen Garantieen, welche unumgänglich erforder— 
lich ſind, damit eine gehörige Sicherung des Verfahrens und auch eine ge— 
hörige Logik in dem ganzen Verfahren ſtattfinde. 

Marſchall: Ich frage die Verſammlung: Wird dieſes Amendement 
unterſtützt (Geſchieht ausreichend.) ? 

Abg. v. Manteuffel: Ich verkenne nicht die wohlwollende Abſicht 
für den Angeſchuldigten, in welcher dieſes Amendement proponirt iſt; aber ich 
beſtreite, daß dieſe Abſicht wirklich erreicht wird. Denn ich frage, mit wel⸗ 
cher Stirn foll der Mann, gegen welchen über die Hälfte der Verſammlung 
ſich erklärt hat, in der Verſammlung Platz nehmen? Es iſt in der geſtri⸗ 
gen Sitzung mehrfach ausgeſprochen worden, hier, wo es ſich um die Wah⸗ 
rung ſtändiſcher Ehren handelt, müſſe mehr ſtreng, als zu ſchlaff verfahren 
werden. (Ruf nach Abſtimmung.) 1 

Marſchall: Die Frage iſt: foll das Amendement, das ſo eben geſtellt 
worden iſt, angenemmen werden? \ 

Abg. v. Brünneck: Ich möchte mir erlauben, zu bemerken, ob wir 
nicht auf das urſprüngliche Prinzip zurückgehen und ſtatt 3 der Stimmen, 
2 ſetzen wollen? 

Abg. Hanſemann: Ich bin damit einverſtanden, wenn es heißt, 3 der 
Geſammtzahl der Mitglieder. 

Marſchall: Wird die Abſtimmung allgemein gewünſcht? (“Viele 
Stimmen: „Ja, Jal«) Ich ſtelle die Frage: Ob das Amendement ange— 
nommen werden foll? Diejenigen, welche für das Amendement find, bitte 
ich aufzuſtehen. — Das Amendement iſt nicht angenommen. 

Referent Graf Stoſch: Zu Paſſus 11 wurde hervorgehoben, daß es 
ſich bei der zweiten Inſtanz nicht allein um ein Verwerfern, ſondern auch um 
ein Enſcheiden handle; es alſo am Schluß dieſes Paſſus heißen möge: durch 
Stimmenmehrheit über den Ausſpruch der Wahlverſammlung in letzter Inſtanz 
entſcheidet; womit die Schlußworte wegfallen würden: »Bei dieſem Ausſpruch 
hat es fein Bewenden. e 

Marſchall: Dies iſt ein Faſſungs⸗Vorſchlag. Vielleicht würde es hin- 
reichen, darauf aufmerkſam zu machen, daß hier in der Faſſaung eine Un⸗ 
klarheit vorzuliegen ſcheine. Ich frage, ob die hohe Verſammlung damit ein⸗ 
verſtanden iſt? (Wird bejaht.) 

Referent Graf Stoſch: trägt vor: §. IV. Wer ſolchergeſtalt durch 
rechtskräftigen Ausſpruch aus einer ſtändiſchen Verſammlung des Inlandes 
ausgeſchloſfen ift, darf überhaupt ſtändiſche Rechte nicht mehr ausüben, auch 
an ſtändiſchen Wahlen als Wähler nicht mehr theilnehmen. 

Marſchall: Zu F. IV. iſt von der Abtheilung nichts bemerkt worden. 

Abg. Hanfemann: Nach dieſem F. IV. werden alle diejenigen, welche 
durch ein Ehrengericht ausgeſchloſſen find, inſofern ſie nicht begnadigt wer⸗ 


den, auf Antrag der nämlichen Verſammlung, die fie ausgeſchloſſen hat, 
lebenslang politiſch ehrlos ſein. Dies ſcheint mir zu weit zu gehen. Ein 
Gericht erläßt fein Urtheil nicht immer auf lebenslängliche Strafe, ſondern 
in ſehr vielen und ſogar in den meiſten Fällen nur auf Zeit. Es ſcheint mir 
deshalb, daß es dem Angeklagten allezeit, wenigſtens nach Verlauf von 5 
Jahren, freiſtehen müſſe, die nämliche Verſammlung, die ihn ausgeſchloſſen 
hat, um ein neues Urtheil anzurufen. (Einige Stimmen äußern: „Dies 
gehört zu §. V.«) Es gehört das, was ich vortrage, eigentlich zu §. IV. 
und V. — Der Unterſchied beſteht darin, daß nach 5 Jahren Jemand, der 
durch dieſes Gericht der Stände verurtheilt worden iſt, wieder von der näm⸗ 
lichen Verſammlung rehabilitirt werden könne, ohne daß es dazu der Geneh⸗ 
migung der Regierung bedürfen würde. Ich glaube es nicht weiter motiviren zu 
brauchen. Einſtweilen will ich ſehen, ob Einwendungen dagegen gemacht werden. 

Marſchall: Würde nicht der Antragſteller der Meinung ſein, daß 
F. IV. ſtehen bleiben könne, und daß ſich feine Aenderung nur auf §. V. be⸗ 
zöge? — Dann können wir auf $. V. übergehen; wir haben den Vortrag 
der Abtheilung hierüber noch nicht gehört. i 

Abg. Hanfemann: Mein Abänderungs-Vorſchlag bezieht ſich auf beide 
Paragraphen. c a 

Marſchall: Wollen Sie beide Paragraphen zuſammennehmen, ſo 
habe ich nichts dagegen; dann bitte ich aber den Herrn Referenten, ſeinen 
Vortrag über §. V. zu halten. 

Referent Graf Stoſch: §. V. lautet: »Die Wiederzulaſſung zur Aus⸗ 

übung ſtändiſcher Rechte werden Wir nur auf den Antrag der Verſammlung, 
welche die Anklage beſchloſſen hat, genehmigen. Ein folder Antrag darf 
nicht vor Ablauf von 5 Jahren nach der Ausſchließung gemacht und nur 
dann zu Unſerer Kenntniß gebracht werden, wenn zwei Drittel der Verſamm⸗ 
lung ſich dafür erklären.« Bericht hierüber Seite 10: »Abſchnitt V. ent⸗ 
hält die Modalitäten, unter denen die Rehabilitirung einer von Ständerech⸗ 
ten ausgeſchloſſenen Perſon herbeigeführt werden kann, wobei ſtändiſche Kon⸗ 
kurrenz gleichfalls einwirkend werden ſoll. Hierbei wurde jedoch bemerkt: daß 
es als Lücke des Entwurfs gelten müſſe, wenn in dieſem Abſchnitt eine Wie= 
derzulaſſung zur Ausübung ſtändiſcher Rechte nur auf Antrag der Verſamm⸗ 
lung zuläſſig fein tolle, welche die Anklage beſchloſſen hat; ſondern muß viel⸗ 
mehr auch für die im Abſchnitte I. 1—3 aufgeſtellten Fälle einer Möglichkeit 
der Rebabilitirung vorgeſehen werden; und wird in Vorſchlag gebracht, ſtatt 
„„der Verſammlung, welche die Anklage beſchloſſen hat«« ſetzen zu wollen: 
einer ſtändiſchen Verſammlung, zu welcher der Angeklagte gehört hat oder 
feinen Verhältniſſen nach angehören würde. Ferner dürfte, auf Grund der 
bei Abſchnitt 1, vertretenen bezüglichen Anſicht, hinter » »Ausihliefung« « 
einzuſchalten fein: oder Entſagung.« Nachdem aber im §. I. beſchloſſen wor⸗ 
den iſt, daß die Paſſus 2 und 3 wegfallen ſollen, ſo erledigt ſich dieſe Be⸗ 
merkung der Abtheilung. Die Einſchaltung iſt der Zuſtimmung der hohen 
Verſammlung zu empfehlen, um der »Entſagung« gleiche Rechte der Reha— 
bilitirung zu geben, denn es kann Jemand mehr beſcholten fein, der freiwils 
lig entſagt hat, als Jemand, der durch das Urtheil ſeiner Standesgenoſſen 
ausgeſchloſſen worden iſt. 2 ve z z 
Marſchall 1: Würde gegen dieſen Zuſatz etwas zu erinnern fein? 
Mehrere Stimmen: Nein, es iſt nur andere Faſſung. 
Marſchall: Wir ſprechen alſo über beide Paragraphen. 
Abg. Meviſſen: Nur auf die härteſten Verbrechen ſetzt das Kriminal- 
recht den bürgerlichen Tod. Wollen Sie hier daſſelbe thun, wollen Sie eine 
gleiche Strafe ausſprechen, wo Sie die That an gar keine feſten Kriterien 
gebunden haben? Ich glaube, wenn Sie Ihr Urtheil an 10jährige Friſt bin⸗ 
den, ſo haben Sie Ihrem Gewiſſen völlig genügt, ſo haben Sie dem Lande 
die Garantie mehr wie genügend geboten, die es für die Ehre feiner Ver— 
treter bedarf. Ich trage darauf an, daß im §. IV. eine 10jährige Friſt ein⸗ 
geſchaltet werde. (Gemurre in der Verſammlung) 5 

Marſchall: Es fragt ſich, ob das Amendement Unterſtützung findet. 

Abg Meviſſen: Ich komme jetzt zu §. V. Den $. V. möchte ich fo 
gefaßt wiſſen: »Jede Verſammlung, welche die Anklage oder Verurtheilung 
beſchloſſen hat, kann zu jeder Zeit die Rehabilitirung des Angeklagten oder 
Verurtheilten ausſprechen.« 

Secretair v. Patow: Es würde alſo nach 10 Jahren der Mann von 
ſelbſt wieder ehrlich? 5 ; 

Marſchall: Wird diefes Amendement unterftügt? Es hat die Unter⸗ 
ſtützung von etwas mehr als 24 Stimmen. 

(Ruf: Abſtimmung! Abſtimmung!) 

Abg. Milde: Dies iſt das erſte Amendement. Dagegen iſt das zweite 
noch nicht geſtellt. 

Marſchall: Ich bringe dieſes Amendement auch ſogleich zur Abſtim⸗ 
mung. Ich bitte, daß diejenigen, welche es angenommen zu ſehen wünſchen, 
aufftehen. — Es iſt mit großer Majorität abgelehnt. Das zweite Amen⸗ 
dement bitte ich nochmals vorzutragen. (Abg. Meviſſen bewirkt dieſes, ſ. o.) 
Wird dieſes andere Amendement unterſtützt? — Es erlangt hinreichende Un— 
terſtützung. Es kommt alſo zur Diskuſſton. 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich erlaube mir hierauf die Bemerkung, 
daß die durch rechtskräftiges richterliches Erkenntniß abgeſprochenen Ehren 
nicht anders, als durch die Vegnadigung Sr. Majeſtät des Königs herge⸗ 
ſtellt werden können. In Folge lauten Rufes nach Abſtimmung findet ſich 
der Herr Marſchall veranlaßt, die Verſammlung zu fragen, ob dieſer Ruf 
nach Abſtimmung durch 24 Mitglieder unterſtützt wird? (Geſchieht ſehr zahl⸗ 
reich.) Es bitten mehrere ums Wort. (Der Ruf: Abſtimmung! wird drin- 
gender, und die Unruhe in der Verſammlung nimmt zu, ſo daß ſich der 
Herr Landtagsmarſchall mehreremale der Glocke bedienen muß.) 

. (Ruf zur Abſtimmung von mehreren Seiten.) ' 

Marſchall: Jetzt ſcheint mir die Verſammlung allgemein die Abſtim⸗ 
mung zu wünſchen; kommt alfo nun das Amendemend des. Abg. Meviſſen zur 
Abſtimmung? Es wolle der Abg. ſelbſt fein Amendement noch einmal vor⸗ 
tragen. (Dies geſchieht.) Mit Ausſchluß der Allerhöchſten Veſtätigung alſo. 

Abg. v. Bardeleben: Ich bitte ums Wort. (Vielfacher, lauter Ruf 
zur Abſtimmung.) s Ti 

Marſchall: Ich will alſo die Frage in zwei Theile fpalten und die 
erſte Frage ſo ſtellen, ob es der betreffenden Verſammlung nicht etwa nach 5 

(Fortfegung in der zweiten Beilage.) 
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= (Fortſetzung aus der erſten Beilage.) 
Jahren, ſondern jeden Augenblick zuſtehen ſolle, eine ſolche Rehabilitation 
wieder eintreten zu laſſen. Diejenigen, welche das Amendement annehmen 
wollen, bitte ich aufzuſtehen. (Wird durch überwiegende Majorität abgelehnt.) 
as zweite Amendement beſteht darin, daß die Allerhöchſte Veſtätigung nicht 
erforderlich ſein ſolle. Ich bitte die Herren, die dieſes Amendement annehmen 
wollen, aufzuſtehen. (Es erhebt ſich nur eine Stimme dafür.) Der Paragraph 
ſchreibt noch vor, daß, wenn eine ſolche Verſammlung nach 5 Jahren beſchließt, 
demjenigen, der feine Ehrenhaftigkeit verloren hat, fie wiederzugeben, dirſelbe 
darauf antragen kann, daß Se. Majeſtät der König dies auszuſprechen habe; 
das Amendement aber geht dahin, daß dieſe Machtvollkommenheit in die Ver⸗ 
ſammlung allein geſtellt werden ſolle. Die dem Amendement beitreten, bitte 
ich aufzuſtehen. (Das Amendement wird mit großer Majorität verworfen.) 

Abg. Freiherr v. Gudenau: Ich wollte mir auch noch ein Amendement 
erlauben: Wir haben bei dem ganzen Geſetzentwurfe überall, wo eine be— 
flimmte Majorität erforderlich war, die abſolute Mehrheit angenommen; ich 
behaupte daher, daß auch in F§. 5. die Majorität von 3 wegfallen und die 
Abſtimmung durch die einfache Majorität ſtattfinden müſſe. 

Marſchal!: Soll das Amendement angenommen werden, daß nicht z 
der Stimmen, ſondern die Majorität hinreichend ſei? (Wird mit großer Ma⸗ 
jorität angenommen.) Ich kann wohl nunmehr vorausfegen, daß mit dieſem 
letzten Amendement die beiden 8$. 4 u. 5 angenommen werden, wenn Nie- 
mand 8 erklärt. (Es erklärt ſich Niemand dagegen.) Wir kommen 
nun zum S. VI. 

Referent Graf Stoſch: F. VI. lautet: „Die ſtändiſchen Rechte ruhen: 
1) in allen den Fällen, in welchen das Bürgerrecht oder Gemeinderecht ru— 
ben; 2) wenn cine Kuratels oder Kriminal⸗Unterſuchung eingeleitet iſt; 3) 
wenn eine ſtändiſche Verſammlung nach Nr. III. den Beſchluß, gefaßt hat, 
das Verfahren eintreten zu laſſen, bis ein rechtskräftiger Ausſpruch ergangen 
if Die Abtheilung hat ſich für dieſe Beſtimmung ausgeſprochen und ſagt 
hierüber: „Abſchnitt VI. handelt von den Fällen, in welchen die Ausübung 
ſtändiſcher Rechte ruhen fol, und tritt dieſe Suspenſion ein: 1) wenn das 
Bürgerrecht ruht. Keinenfalls wäre es zu rechtfertigen, wenn Jemand vom 
Bürger⸗ (Gemeinde-)Rechte, wenn auch nur zeitweiſe, ausgeſchloſſen worden, 
demſelben das Recht einzuräumen, höhere ſtändiſche Rechte während dieſer 
Zeit auszuüben; und ſcheint demzufolge dieſe Veſtimmung zweifellos. 2) wenn 
eine Kuratel- oder Kriminal- Unterſuchung eingeleitet iſt. Als zweifelhafte 
Frage erſcheint: ob ſchon die Einleitung einer jeden Kriminal-Unterſuchung 
die Suspenfion ſtändiſcher Rechte begründen ſolle; oder ob ſolche nicht vielmehr nur 
dann eintreten dürfe, wenn wegen eines Verbrechens, worauf eine chrenrüh⸗ 
rige Strafe ſteht, von einer ſtändiſchen Verſammlung auszuſchließen ſei? — 
Der Entwurf hat die erſte Alternative vorgezogen, weil ſchon nach der revi⸗ 
dirten Städte⸗Ordnung vom 17. Mai 1831 $. 23, nach der Landgemeinde⸗ 
Ordnung für Weſiphalen vom 31. Okt. 1841 F. 47 und nach der rheiniſchen 
Gemeinde ⸗Ordnung vom 23. Juli 1845 F. 10. die Einleitung einer jeden 
b n jederzeit das Ruhen des Vürger- (Gemeinde-) Rech- 
tes nach ſich ziche, und wurde dieſer Anſicht des Entwurfs deflo unbedentli- 
cher beigetreten, als es für ſiändiſche Verſammlungen als peinlich und unge- 
eignet gelten müſſe, ein Mitglied in ihrer Mitte zu wiſſen, über dem Frei⸗ 
heits⸗ und ſelbſt Ehrenſtrafen ſchweben; es auch für ſtändiſche Nerfammlun- 
gen jedenfalls entſprechend erſcheinen will, ſich bezüglich der Beſcholtenheit ei— 
nes Mitgliedes über derartige Eventualitäten ſtellen zu wollen. 3) wenn die 
ſtändiſche Verſammlung ein förmliches Verfahren eingeleitet hat. Eine vor⸗ 
läuſige Ausſchließung des in Unterſuchung gezogenen Mitgliedes unterliegt 
um fo weniger einem Bedenken, als es eben die Aufgabe, wie der Inhalt 
des Entwurfs iſt, die zweifelloſe Ehrenhaftigkeit der Mitgliedſchaft ſtändiſcher 
Verſammlungen im vollſten Umfange wahren zu wollen. Hierbei iſt anzufüh⸗ 
ten, daß die in dieſem Abſchnitt beregte Suspenfion ſich von einer Aus- 
ſchließung dadurch weſentlich unterſcheide, als bei erſterer nur der Stellver— 
treter einberufen wird, das zeitherige Mandat demzufolge auch nur ruht, 
während bei letzterer eine neue Wahl eintreten muß und hiermit das Man- 
dat erliſcht.“ a 
: Abg. Hanfemann: Ad VI mache ich folgendes Amendement: „Die 
ſtändiſchen Rechte ruhen während der Zeit, daß ein kompetentes Kriminalge— 
richt wegen ſolcher Verbrechen, auf welche die unter J. da u. b. bezeichneten 
Strafen ausgeſprochen werden können, die Unterſuchung und zugleich Verhaf⸗ 
tung des Angeſchuldigten angeordnet hat.“ 

Marſchall: Es iſt ein Amendement eingebracht worden, welches den 
ganzen Paragraphen ſtreichen und 
alſo ganz allgemeiner Art iſt. Ich frage, ob dieſes Amendement Unterſtützung 
findet? Wird es angenommen, ſo ſchließt es alle ferneren Debatten aus. 
(Das Amendement wird hinreichend unterſtützt.) Es wird nützlich ſein, das 

mendement näher ins Auge zu faſſen, und ich frage, ob ſich einige Redner 
darüber wollen hören laſſen. 
(Der Secretair lieſt das Amendement vor.) 18 

Marſchall: Es handelt ſich alſo davon, daß die ſtändiſchen Rechte 
ruhen follen, wenn Jemand eingeſperrt iſt. (Gelächter. ) f 
17 5 0. v. Werdeck: Ich bin vollkommen damit einverſtanden, daß Per- 
bi een welche eine Kriminal-⸗Unterſuchung wegen entehrender Verbrechen 
— dürfe worden iſt, fo lange in unſerer Verſammlung nicht geduldet wer⸗ 
das 58 en, bis es entſchieden iſt, daß ſie unſchuldig find. Es grüudet ſich 

aufe daß der Einleitung der Unterſuchung eine Vorunterſuchung vor⸗ 
hergehen muß. ch glaube aber, daß dieſe Wirkung ſich auch nur auf Ver⸗ 
brechen erregen dürfe, die die Folgen haben, daß überhaupt die ſtändiſchen 
Rechte aberkannt werden können, und hierauf gründet ſich der Vorſchlag, 
hinter dem Worte: „Kriminal- Unterſuchung“ einzuſchalten: „wegen eines 
Verbrechens, das die unter J. 1 a u. b vorgeſehenen Folgen nach ſich zieht.“ 

Abg⸗ Zimmermann: Es find mir weſentliche Vedenken gegen den Art. 
VI. aufgeſtohen. Ich ſchlage vor den Art. VI. fo zu faſſen: „Inwieweit die 
ſtändiſchen Rechte ruhen 1) in allen den Fällen, in welchen das Bürgerrecht 
oder das Gemeinderecht; 2) wenn eine Kuratel⸗ oder eine Krimrnal-Unterſu⸗ 
chung eingeleitet iſt; 3) wenn eine ſtändiſche Verſammlung nach Nr. III. den 
Beſchluß gefaßt hat, das Verfahren eintreten zu laſſen, bis ein rechtskräfti⸗ 
ger Ausſpruch ergangen iſt, hat diejenige ſtändiſche Verſammlung zu befinden, 


einen andern an deſſen Stelle ſetzen will, 


Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube eine faktiſche Anſicht widerlegen 
zu müſſen. Das geehrte Mitglied hat nämlich die Anſicht ausgeſprochen, daß 
aus dem vorgelegten Gefeg-Entwurfe, wenn er zum Geſetze erhoben würde, 
konſequenterweiſe folge, daß, während die ſtändiſchen Rechte ruhten, zugleich 
auch andere Ehrenrechte ruhen müſſen. Ich glaube nicht, daß das aus dem 
Geſetz⸗-Vorſchlage hervorgehe. §. IV. ſagt nur: „Wer ſolchergeſtalt durch 
rechtskräftigen Ausſpruch aus einer ſtändiſchen Verſammlung des Inlandes 
ausgeſchloſſen iſt, darf überhaupt ſtändiſche Rechte nicht mehr ausüben. « 
Daraus folgt keinesweges, daß, wenn dieſe ſtändiſchen Rechte ruhen, auch 
die mit den ſtändiſchen verbundenen Ehrenrechte ruhen. Sollten aber dar⸗ 
über Zweifel obwalten, ſo kann ich erklären, daß es nicht die Abſtcht des 
Gouvernements geweſen iſt, daß während jener Zeit auch die Patronats-Rechte 
und richterliche Jurisdiction ruhen ſollten. Wenn es gewünſcht werden möchte, 
kann dies noch beſonders ausgeſprochen werden. 

Abg. Frhr. v. Vincke: Ich habe mir erlaubt, ein Amendement zu ſtel⸗ 
len, daß die beiden erſten Nummern 1 und 2 wegbleiben möchten und der 

aragraph ſo lauten würde: »Die ſtändiſchen Rechte ruhen, wenn eine ſtän⸗ 
diſche Verſammlung nach No. III. den Beſchluß gefaßt hat, das Verfahren 
eintreten zu laſſen, bis ein rechtskräftiger Ausſpruch ergangen ift.« 

Juſtiz-Miniſter Uhden: Ich glaube verſichern zu können, daß auf das 
Amendement, welches ein Mitglied geſtellt hat, nämlich, daß nur, wenn we— 
gen eines entehrenden Verbrechens eine Unterſuchung eingeleitet worden iſt, 
die Ehrenrechte ruhen ſollen, die Regierung gern eingehen wird. a 

Abg. Graf v. Schwerin: Inſofern die Erklärung des Herrn Juſtiz- 
Miniſters, daß nur eine wegen eines entehrenden Verbrechens eingeleite Kris 
minal⸗Unterſuchung den Verluſt der ſtändiſchen Rechte nach ſich ziehe, zum 
Beſchluß erhoben wird, inſofern ferner die Erklärung des Herrn Landtags⸗ 
Kommiſſarius, daß die Beſtimmung dieſes Paragraphen auf das Patronat⸗ 
und Jurisdietionsrecht keinen Einfluß habe, ebenfalls zum Veſchluß der Ver⸗ 
ſammlung gemacht wird, habe ich nichts Weſentliches gegen den Paragraph 
mehr zu erinnern. x l 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich glaube doch zur Rechtfertigung deſſen, 
was ich geſagt habe, erwiedern zu müſſen, daß in dem Geſetz von 1835. es 
ausdrücklich heizt: „Wer beſcholten iſt, deſſen ſtändiſche Rechte einſchließlich 
der Jurisdietion und des Patronats ruhen.« Es iſt aber in dieſem Geſetze 
geſagt: „Wer ſolchergeſtalt durch rechtskräftigen Ausſpruch aus einer ſtändi⸗ 
ſchen Verſammlung des Inlandes ausgeſchloſſen iſt, darf überhaupt ſtändiſche 
Rechte nicht mehr ausüben.“ Nun iſt aber bereits von mir erklärt und zwar 
wiederholt erklärt worden, daß mit dem bloßen Ruhen der ſtändiſchen Rechte 
noch keine Beſcholtenheit verbunden, daß alfo der, deſſen ſtändiſche Rechte 
ruhen, deshalb noch nicht beſolten ſei, und eben deshalb habe ich behauptet, 
daß aus dem Geſetz nicht hervorgehe, daß das Ruhen der ſtändiſchen Rechte 
eine temporaire Entziehung der Jurisdiction und des Patronats in ſich be= 
greife (Wiederholter Ruf zur Abſtimmung.) Ich bitte nicht um das Wort, 
um zu plaidiren, ſondern ich bitte um das Wort, um aufzuklären und viel⸗ 
leicht den Schluß der Debatte und die Abſtimmung dadurch deſto ſchneller 
herbeizuführen, daß ich mit einigen Worten rekapitulkre, wie ſich die Debatte 
neben den Erklärungen der Regierung geſtellt hat. Nach dem Geſetz-Entwurf 
ruhen die ſtändiſchen Rechte: 1) »Wenn das Bürger- oder Gemeinderecht 
ruht.« Die Majorität der hohen Verf. mmlung hat den Antrag geſtellt, daß 
F. J. 3 wegfallen müſſe, wenn es heißt: »als beſcholten find diejenigen Per⸗ 
ſonen zu erachten, welche im geſetzlichen Wege vom Bürger- oder Gemeinde⸗ 
Rechte ausgeſchloſſen find.« Dieſer Veſchluß ſcheint in einem weſentlichen, ja 
nothwendigen Zuſammenhange mit der vorliegenden Frage zu ſtehen. Alle 
diejenigen, welche dafür geſtimmt haben, daß der dritte Abſchnitt des §. l. 
wegfalle, müſſen nothwendig auch dafür ſtimmen, daß §. VI. Nr. 1 weg⸗ 
falle, und umgekehrt werden diejenigen, welche für Beibehaltung des F. I. 
Nr. 3 geſtimmt haben, auch für Beibehaltung des $. VI. Nr. 1 ſtimmen. 
Würde dies als richtig angenommen, ſo wäre vlelleicht über Abſchnitt J. des 
$ VI. keine Abſtimmung mehr nöthig. Zu dem 2ten Abſchnitt dieſes Para⸗ 
graphen ſind von Seiten des Gouvernements verſchiedene erläuternde Erklä⸗ 
rungen gegeben. Nach dieſen Erklärungen würde Abſchnitt 2 ſich etwa ſo 
ſtellen: 2) »Wenn eine Kuraoel- oder Kriminal-Unterſuchung wegen eines 
entehrenden Verbrechens von dem kompetenten Richter ſelbſtſtän⸗ 
dig eingeleitet iſt, und es würde hinzugefügt werden: »die Patronats- und 
Jurisdictions-Verhältniſſe werden dadurch nicht berührt.“ (Ein Abgeordneter 
veranlaßt eine Unterbrechung, indem er zu reden beginnt.) 

Marſchall: Der Königl. Kommiſſar darf nicht unterbrochen werdeni 

Landtags⸗Kommiſſar: Ich bin übrigens fertig. Der dritte Punkt 
würde unberührt bleiben, und fo würde ſich die Sache nach den Erläuterun- 
gen gestalten, welche das Gouvernement gegeben hat. 

Marſchall: Es haben ſich noch mehrere Redner um das Wort ge⸗ 
meldet. Wenn ſie nicht darauf verzichten wollen, ſo müſſen wir ſie hören. 

Wiederholter Ruf zur Abſtimmung.) 
En 9000 Hanſemann: Ich nehme mein Amendement zurück und ſtimme 
ei. 


Marſchall: Es fragt ſich, ob die hohe Verſammlung den Schluß der 
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Berathung wünſcht? (Ja.) Ein Amendement, welches der Herr Abgeord- 
nete von Bonin geſtellt hat, iſt ganz allgemein gehalten. Es will den Titel 
des Geſetzes modifiziren und will einen kleinen Zuſatz zu dem Eingange die— 


ſes Paragraphen machen, nämlich es will den Titel fo ſetzen: »Gänzliche und, 


zeitweiſe Ausſchließung von ſtändiſchen Werfammlungen.« Dann ſoll es im 
Anfange des Art. VI. ſo heißen: »Die Ausübung ſtändiſcher Rechte ruht zeit⸗ 
weife.« Der Königliche Herr Landtags-Kommiſſarius hat ſich mit dieſem 
Amendement einverſtanden erklärt. 

N Abg. v. Bonin: Ich habe ſchon geſtern bemerkt, daß im Titel die Be⸗ 
zeichnung: „beſcholtener Perſonen,“ ganz fortfallen muß. j 

Marſchall: Hat die hohe Verſammlung etwas dagegen, daß diefe ver 
änderte Faſſung angenommen würde? (Nein.) Dann iſt noch ein Amen⸗ 
dement von dem Abgeordneten Zimmermann eingebracht worden. Ich weiß 
nicht, ob der Herr Abgeordnete noch wünſcht, daß dies Amendement zur Ab⸗ 
ſtimmung gebracht werde? 

Abg. Zimmermann: Ich finde mein Amendement in dem des Abge⸗ 
ordneten v. Auerswald wieder und vereinige das meinige mit demſelben. 

Marſchall: Da haben wir Nr. 1, 2 und 3, und ich werde bei jeder 
Nummer fragen, ob fie ſtehen bleiben oder eventualiter jo modificirt werden 

ſolle, wie vorgeſchlagen worden iſt. 

Abg. v. Binde: Ich habe mein Amendement dahin geſtellt, daß Nr. 
1 und 2 wegfallen ſollen, und für dieſen Fall haben ein geehrter Abgeordne— 
ter der Rheinprovinz wie der von Spandau auf ihre Amendements verzichtet, 
und der Abgeordnete von Preußen hat ſich dem angeſchloſſen. Ich würde 
daher bitten, daß der Antrag zur Abſtimmung gebracht werde. 

Marſchall: Die erſte Frage lautet, ſoll Punkt 1. im §. VI. ſtehen 
bleiben? — (Mit großer Majorität dafür geſtimmt, daß er wegfallen ſoll.) 
Die Verſammlung hat die Erläuterung vernommen. Soll Nr. 2. ſtehen 
bleiben? (Sie ſoll nicht ſtehen bleiben.) Soll ohne Abſtimmung angenom- 
men werden, daß Nr. 3 ſtehen bleiben ſoll? (Ja) 

Referent Graf Stoſch: §. VII. lautet: „Alle den vorſtehenden Anord- 
nungen zuwiderlaufende Vorſchriften werden hiermit aufgehoben.“ In der 
Abtheilung hat ſich noch die Anſicht ſchließlich geltend gemacht, daß es am 
ſicherſten geſchehen könne, wenn im Geſetz ausdrücklich ausgeſprochen würde, 
daß eine wiſſentlich falſche Denunciation der geſetzlichen Strafe der Verleum— 
dung unterliege. Ich glaube, es kann vorausgeſetzt werden, daß der Ver⸗ 
ſammlung die betreffenden Geſetzſtellen bekannt ſind. Will alſo die hohe Ver⸗ 
1 88 der Anſicht beitreten, daß dies in dem Geſetze ausdrücklich erklärt 
werde? 

Marſchall: Ein Amendement geht dahin, ausdrücklich im Geſetze aus- 
zuſprechen, daß eine wiſſentlich falſche Denunciation der geſetzlichen Strafe 
der Verleumdung unterliegen ſoll. Wird dieſem Amendement beigetreten? 
(Mit überwiegender Majorität abgelehnt.) Ein Amendement, welches gleich 
zu Anfang der Berathung geſtellt worden iſt, geht dahin, das ganze Geſetz 
zu verwerfen und auf einen Paragraphen zu beſchränken. (Wird zurüdge- 
nommen.) Ich frage nunmehr, ob das Geſetz mit dieſen Amendements an— 
genommen wird? (Ja.) 

Ein Abg.: Es ſtehen noch Zweifel bei, ob das ganze Geſetz angenom⸗ 
men worden iſt. Um dieſe Zweifel zu beſeitigen, bitte ich, nochmals kurz 
abſtimmen zu laſſen. 5 

Marſchall: Nunmehr muß ich fragen, ob das ganze Geſetz mit den 
Abänderungen, die hier beſchloſſen worden ſind, angenommen werden ſoll? 
Da Niemand ſich dagegen erklärt, ſo iſt es angenommen. Ich werde den 
Herrn Referenten bitten, nunmehr die gutachtliche Erklärung aufzuſetzen, die 
wir hier abzugeben haben, und werde die hohe Verſammlung erſuchen, daß 
ſte ſich morgen um 10 Uhr zu Berathung des Reglements wieder hier ver- 
einigen möge. (Schluß der Sitzung um 4 Uhr.) 


Verzeichniß ä 
der in der Sitzung vom 5. Mai 1847. den verschiedenen Abtheilungen übers 
5854 wieſenen Petitions- Anträge. e 

Antrag des Abgeordneten Riebold und 14 anderer Abgeordneten wegen Ein- 
führung einer Landgemeinde-Ordnung für die öſtlichen Provinzen des Staates der 8. 
Abtheilung. Antrag des Abg. Barre in Betreff der Emancipation der Volksſchule 
von der Kirche, unter Hinweiſung einer beſſeren Stellung der Volksſchullehrer, 8. Abthl. 
Antrag des Abg. Meviſſen um Aufhebung a) der Kabinets⸗Ordres vom 6. März 
1821 und 25. April 1819, b) der nicht geſetzlich publizirten Kabinets Ordre vom 21. 
Auguſt 1821, e) der Geſetze vom 29. März 1844, fo weit fie die Richter betreffen, 5. 
Abthl. Antrag der Abgeordneten Grätz und Naumann, betreffend die Umwand⸗ 
lung eines Theils der Gymnaſien in Realſchulen, 8. Abthl. Antrag des Abg. von 
Bockum Dolffs auf Erlaß geſetzlicher Beſtimmungen wegen geregelter Armen⸗ 
Krankenpflege, 8. Abthl. Antrag des Abg. Hanſemann, die Unabhängigkeit des 
Nichterſtandes, die perſonliche Sicherheit und die Einſchränkung der Polizeigewalt be— 
treffend, 5. Abthl. Antrag deſſelben auf Bildung von Zettelbanken, 7. Abthl. Antrag 
deſfliben auf beffere Organiſation der Zoll- Vereins⸗Verwaltung, 6 Abthl. Antrag des 
Abg. Baum auf Begünſtigung der Vereins Seeſchifffahrt dusch Beförderung des dir 
rekten transatlantiſchen Verkehrs im Wege des Differenzial⸗Zollſyſtems, „Errichtung 
von Vereins Konſulaten und Be einer Vereins-Flagge, 6. Abthl. Antrag des 
Abg. der Stadt Memel, Frentzel Beyme, auf allgemeine Einführung einer mäßi⸗ 
gen Steuer auf Branntwein und Spiritus, 7. Abthl. Antrag des Abg. Dornberg 
auf Aufhebung der Verpflichtung, die Kunſtſtraßen vom Schnee zu reinigen, 8 Ablhl. 
Antrag des Abg. v. Veltheim auf Verminderung des übermäßigen Nothwildſtandes 
und Abänderung des bisherigen Verfahrens bei Abſchätzungen und Feſtſtellung von 
Wildſchäden, 8. Abthl. Antrag des Abg. Hüffer auf Errichtung von Privatbanken, 
7. Abthl. Antrag des Abg. Illiges, den unfreiwilligen Umtauſch von Grundſtücken 
betreffend, 6. Abihl. Antrag des Abg. Schmidt aus Weſtphalen, Dicbitabl, Raub 
und ähnliche Verbrechen ſtrenger zu beſtrafen, 5 Abthl. Antrag des Abg. Schier, 
Eogui und Kerſten auf Errichtung eines paſſenden Local's für die Verſammlun⸗ 
gen des Vereinigten Landtages, eventuell Errichtung eines Ständehauſes, 4. Abthl. 
Antrag des Abg. v. orlemer, die Aufhebung der Stempelabgabe bei Ceſſionen 
in auf- und abſteigender Linie betreffend, 7. Abthl. Antrag des Abg. Meyer aus 
Südhemmern, die von den Regierungen ohne vorherige Anhörung der veranlagenden 
Behörden vorgenommenen Klaſſenſteuer- Erhöhungen betreffend, 7. Abthl. Autrag des 
Abg. Hoof auf Abänderung des Verfahrens bei Beſchwerden gegen die Behörden, 5. 
Abihl. Antrag des Abg. v. Arnim Koppershagen wegen weiterer Ausbildung 
und Berechtigung der höheren Bürgerſchulen, gegenüber den Gymnaſien, 8. Abthl. An. 
trag des Abg. Pantaleon Schuman um bürgerliche und politiſche Gleichſtellung 
der Juden mit den Chriſten, 1. Abthl. Antrag des Abg. v. Kall auf Oeffentlichkeit 
der Landtags- Sitzungen, 4. Abthl. Antrag des Abg. Pr Zimmermann aus Span- 
dow auf Autoriſation auf die fistalifche Station, von der Grenz⸗Negulirung ſiskali— 
ſcher Binnengewäſſer zu abſirahiren, 8. Abthl. Antrag deſſelben um Orgauiſation ei— 
ner beſonderen Inſtanz für die Beurtheilung der Zweckmäßigkeit der Richtung neu an⸗ 


zulegender Chauſſeelinien, 8. Abthl. Antrag deſſelben wegen exekutiviſcher Einzi N 
der Kriminalkoſten von dem Schuldner ſeitens der Kommunen. d. 5 — ir 
felben auf Feſtſtellung und Bewahrung der Nechte der Patrone, 8. Abthi Antrag defe 
ſelben auf Erlaß von Markt-Polizei-Gefegen und Verordnungen zur Abwehr von Theue- 
rung, 6. Abthl. Ankrag des Abg. Abegg auf eine Beſtimmung, daß alle Beſchlüſſe 
des Vereinigten Landtags durch einfache Stimmenmehrheit gefaßt werden, 4. Abthl. 
Autragedes Abg. Wenghoffer auf Einrichtung von beſonderen Nealtlaſſen bei den 
Königl. Gymnaſien, 8 Abth. Antrag des Abg. Denzin, betr. die Stellung der Rich⸗ 
ter und Juſtiz Kommiſſarien, 5. Abth. Antrag des Abg. Fürſten Reuß auf Vertre⸗ 
tung der mit landtagsfähigen Nittergütern angeſeſſenen Frauen bei den ritterſchaſtlichen 
Landtagswahlen, 4 Abth. Antrag des Abg. v. Kall auf ein reichliches Auskommen 
der Schullehrer in baarem Gehalt und Verwirklichung der ihnen gewordenen Aller⸗ 
höchſten Verheißungen, 8 Abth. Autrag deſſelben auf Anlage von Fabriken in der 
Provinz Preußen durch das Seehandlungs-Inſtitut, 6 Abth. Antrag des Abg. Weife 
wegen ſofortiger Aufhebung der Geſetze vom 29. März 1844 über Abſetzbarkeit der 
Richter, 5 Abth. Antrag deſſelben wegen Vorlegung der Nechnung über die wirkli⸗ 
chen Einnahmen und Ausgaben des Staats vor Verathung über die Einkommenſteuer 
und Eiſenbahn-Anlage, 7 Abth. Antrag des Abg. Heliodor Grafen Skorzewski 
um Aufhebung der Cenſur, 5 Abth. Antrag des Abgeord Dom auf Aufhebung der 
Klaffenftener für ſämmtliche Stufen, wenigſtens zur Hälfte, auf die Monate Mai, 
Juni und Juli e., 7 Abth. Antrag des Abg. v. Puttkammer⸗Neinfeld um 
Aufhebung der Salzſteuer und Uebertragung des abſeiten des Staatshaushalts von 
derſelben bisher gezogenen Ertrages auf die allgemeine Klaſſenſteuer, 7 Abth. Antrag 
des Abg. Barre auf Gleichſtellung aller Konfeſſionen, bezüglich der ſtaatsbürgerlichen 
Nechte, welche durch gas Toleranz⸗Edikt de 30. März e. nicht einmal für die chriſt⸗ 
lichen Sekten gewährt iſt, 8 Abth. Antrag des Abg. Berndt auf Erweiterung des 
Schiedsmanns Inſtituts, 5 Abth. Antrag des Abg. Verein und 5 anderer Abgeord- 
neten von Landgemeinden auf Verleihung einer Kommunal-Ordnung für das platte 
Land, 8 Abth Antrag des Abg. Appelbaum auf Einführung vollſtändiger Oeffeut⸗ 
lichkeit und Mündlichkeit beim Kriminal-Prozeß, 5. Abth. Antrag deſſelben auf Er⸗ 
weiterung der Wahl- Berechtigung im Stande der Städte, 4. Abth. 


Sitzung des vereinigten Landtags am 6. Mai. 


Kurie der drei Stände. 

Die Sitzung beginnt unter dem Vorſitze des Landtags-Marſchalls von 
Rochow, Vormittags 104 Uhr, mit Verleſung des über die vorhergehende 
Sitzung aufgenommenen Protokolls durch den Secretair der Kurie, Abgeord. 
Naumann. Noch Beendigung dieſer Vorleſung und auf die Anfrage des 
Marſchalls, ob etwas gegen das Protokoll- zu erinnern ſei? bemerkt 

Abg. Mohr: Ich habe zu bemerken, daß in dem Protokolle nicht der 
Inhalt meines Amendements angegeben worden iſt. 

Secretair Naumann: Ich habe zu bemerken, daß das Amendement des 
Abgeordneten in geſtriger Sitzung nicht verleſen worden iſt und ich mich nicht 
befugt gehalten habe, etwas ins Protokoll aufzunehmen, was nicht vorgetra= 


gen worden iſt. 


Marſchall: Die Verleſung hat nur darum nicht ſtattgefunden, weil 
ſich das Amendement gedruckt in den Händen aller Mitglieder befand. Dem 
Antragſteller würde entſprochen werden können, wenn ein Exemplar des Amen⸗ 
dements dem Protokoll beigelegt würde. 

Abg. Mohr; Ich muß darauf beſtehen, daß das Amendement durch die 
öffentlichen Blätter bekannt gemacht werde; denn es heißt in dem Zeitungs⸗ 
Berichte; das Amendement hat keine Unterſtützung gefunden und hierauf Ge⸗ 
lächter. (Stimmen unter einander und überhaupt lautes Beſprechen.) 

Marſchall: Es würde virlleicht dadurch genügt werden, wenn das 
Amendement dem ſtenographiſchen Berichte beigefügt würde. Dagegen iſt wohl 
nichts zu erinnern. 

(Stimmen: Nein, Nein! . 

Abg Mohr: Meine Herren! Ich werde hier aufgefordert, darauf an⸗ 
zutragen, daß das Wort »Gelächter« in den Berichten geſtrichen werde, und 
ich gebe dieſen Antrag der hohen Verſammlung anheim. 

(Viele Stimmen: Ja, Ja!) * 

Marſchall: Alſo werden die Herren Secretaire, welche die ſtenogra⸗ 


phiſchen Berichte durchſehen, die Güte haben, dieſes Wort in denſelben zu 


ſtreichen. n 

Be Stimme: Ich würde mich dagegen erklären, daß das Amende— 
ment des Abgeordneten Mohr in den ſtenographiſchen Bericht aufgenommen 
werde. Es iſt nicht verleſen worden, ich habe es auch nicht gedruckt gelefen.- 
und es kann nicht etwas in dem ſtenographiſchen Berichte abgedruckt werden, 
was wir nicht gehört haben. 5 

Marſchall: Wenn das das Bedenken iſt, ſo kann es verleſen werden. 

Secretair Naumann verlieſt das Amendement, welches fo lautet: 
„Amendement zu dem Entwurfe einer Verordnung, betreffend die Aus⸗ 
ſchlietzung beſcholtener Perſonen von ſtändiſchen Verſammlungen, in der Form 
eines abgeänderten Geſetzentwurfes, eingereicht in der Sitzung vom 1. Mai 
1817 durch den Abgeordneten P. L. Mohr von Trier. — Titel und Einlei- 
tung mit dem Entwurfe gleichlautend. Art. I. Den ſtändiſchen Verſammlun⸗ 
gen allein ſteht das Recht zu, über die Beſcholtenheit oder Unbeſcholtenheit 
ihrer Mitglieder zu erkennen. Art. 2. Es find 2 der Stimmen der ſtändi⸗ 
ſchen Verſammlung erforderlich, um die Beſcholtenheit eines ihrer Mitglieder 
auszuſprechen und ſomit deſſen Ausſcheidung aus ihrer Mitte zu beſchließen. 
Art. 3. Die ſtändiſchen Rechte können niemals ruhen. Art. 4. Wer nach 
Art. 1 und 2. wegen Beſcholtenheit von den ſtändiſchen Verſammlungen aus⸗ 
geſchloſſen worden iſt, kann zu jeder Zeit ſeine ſtändiſchen Rechte wieder er⸗ 
langen, kraft eines Beſchluſſes der nämlichen ſtändiſchen Verſammlung, wenn 
die Hälfte der Stimmen ſich dafür erklärt. Art 5. Anträge auf Beſcholten⸗ 
heits-Ausſprüche und auf Wiederaufhebung derſelben (Art. 2 und 4) können 
nur aus der Mitte der ſtändiſchen Verſammlung hervorgehen. Art. 6. Alle 
ni Ka Geſetze zuwiderlaufende Vorſchriften werden hiermit auf- 
gehoben. 

Marſchall: Findet ſich noch etwas zum Protokoll zu bemerken? Da 
dies nicht geſchehen dürfte, ſo iſt das Protokoll angenommen. 

Als Secretaire treten die Abgeordneten Siegfried und von Wald- 
bott ein. 


(Fortſetzung folgt.) a 


